
DIE ~ELDBUSSENBEMESSUNG NACH 

9 30 KARTG 2005 - TEIL I 

5 30 KartG1) gibt die Kriterien für die Geldbußenbemessung mit nur wenigen Stichwörtern vor. Die 

Literatur zu diesen Kriterien ist spärlich.2) Auch die Judikatur steckt in Osterreich noch in den An- 

fängen; es gibt zu Preis- und Mengenabsprachen erst drei OGH-Bußgeld-Entscheidungen3) und 

wenig mehr Entscheidungen zu Missbrauchsfällen. Die OGH-E im Aufzugskartellfall erwähnt 5 30 

KartG gar nicht (und die Vorgängerbestimmung des tj 143 KartG 1988 auch nur pro forma, 

ohne näher darauf e i n ~ u ~ e h e n ) . ~ )  Auch im lndustriechemikalienkartellfall legte der O G H  die Krite- 

rien des fj 30 KartG nicht aus.5) Hier sollen daher die Kriterien des 5 30 KartG näher erörtert und 

interpretiert werden. Auf die - für uns Kartellrechtsanwender immer wichtige - Praxis im Gemein- 

schaftsrecht, insb Parallelen und Unterschiede, wird verwiesen. 

Gliederung 1. Allgemeines 

1. Allgemeines Die Geldbuße dient nach hA nicht nur als Beugemittel der 
2. Rechtsstaatlichkeitsaspekte 

a) Bestimmbarkeit 
b) Vergleichsverfahren 

3. Exkurs: Die Leitlinien der Kommission 
a) Die BWB 
b) Die Leitlinien in Osterreich 

Erzwingung gebotener Handlungen, sondern verfolgt auch 
den Zweck, begangenes Unrecht zu ahnden (Repression) 
und der Begehung weiterer Zuwiderhandlungen vorzubeu- 
gen (Prä~ention).~) Die Bemessungskriterien in $ 30 ICartG 
sind wenige (übrigens gleichlautend mit der Vorgängerbe- 
stimmung $ 143 ICartG 1988;7) die noch frühere Bestim- 

C) Die Methode der Leitlinien 
4. Exkurs: Traditionelle Strafzumessung 
5. Die Schwere der Rechtsverletzung 
2) Art der Zuwiderhandlung 
b) Organisationsgrad 
C) ,Marktbetroffenheit 
d) Differenzierung 

6. Die Dauer 
7. Die Bereicherung 
8. Das Verschulden 

a) Allgemein 
b) Vorsatz 
C) Schweres, leichtes Verschulden 
d) Problem „MEA" 
e) Wiederholungstäterschaft 

9. Die Leistungsfähigkeit 
10. Mitwirkung, Einsichtigkeit 
1 1. Sonstige Kriterien 

1) Hier und in der Folge ist das KartG 2005 gemeint, wenn nicht 
ausdr anders angegeben. 
2) Beispielsweise kommentieren Petsche/Toutscher (in Petsche/ 
Urlesberger/Vcirfion, Kartellgesetz 2005, Rn 5-1 3) und Hoffer, 
Kartellgesetz [2007], 251ff praktisch nur die Leitlinien der Kom- 
mission (s FN 26) und nicht den Gesetzestext von § 30 KartG. 
3) Europay (Absichtskartell betr Konditionen der ,,Domestic-De- 
bit-Fallback-lnterchange-Fee für Debitkarten" sowie Miss- 
brauch marktbeherrschender Stellung), Aufzugskartell (Verstoß 
gegen Art 81 EG) und lndustriechemikalienkortell, dazu s U. 

4) OGH als KOG 8.1 0.2008, 16 Ok 5/08 - Aufzugskartell 
(Otis/Kone/Schindler/Haushahn/Doppelmoyr; straffreier Kron- 
zeuge war ThyssenKrupp) - dort Erwähnung auf Seite 19. 
5) OGH als KOG 25.3.2009, 16 Ok 4/09 - Industriechemika- 
lienkartell - (straffrei blieb der Kronzeuge Brenntag). Kritisch 
dazu Brugger, Entscheidungsanmerkung, ecolex 2009, 507. 
6) OGH als KOG im lndustriechemikalienkortell (FN 5) Pkt 11.1. 
7) OGH 26.6.2006, 16 Ok 3/06 - BWB/Multiplex/Consfantin 
Filmverleih - wörtlich: ,,Die Geldbuße [...I dient nicht nur als 
Beugemittel der Erzwingung gebotener Handlungen, sondern 
verfolgt nach der Lehre (Rosbaud, Das Kartellstrafrecht ist tot! 
JBI 2003, 907 ff; Hoffer/Barbist, Das neue Kartellrecht, 56) 
auch den Zweck, begangenes Unrecht zu ahnden (Repression) 
und der Begehung weiterer Zuwiderhandlungen vorzubeugen 
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mung wurde hingegen als ähnlich dem Zwangsgeld des Fir- 
menbuchverfahrens gesehen8)). Infolge des pönalen Charak- 
ters ist übrigens die steuerliche Absetzbarkeit von Geld- 
bußen problematisch;") diese sieht auch der EuGH kri- 
tisch.lO) 

$ 30 KartG sieht vor, dass bei der Bemessung der kartell- 
rechtlichen Geldbuße insbesondere auf die Schwere und 
Dauer der Rechtsverletzung, die erzielte Bereicherung, auf 
den Verschuldensgrad und die wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit Bedacht zu nehmen ist; bei Kartellverstößen ist 
auch die Mitwirkung an der Aufklärung zu berücksich- 
tigen. Näheres zu den einzelnen Zumessungsgründen s 
unten. 

Die Aufzählung der ISriterien in $ 30 I<artG ist nicht taxa- 
tiv; erforderlich ist eine rechtliche und wirtschaftliche Ge- 
samtwürdigung aller relevanten Umstände, nicht das Ergeb- 
nis einer schlichten Rechenoperation auf der Grundlage etwa 
des Gesamtumsatzes.") Bei der Ermessensentscheidung sind 
die Umstände des Einzelfalls zu ber~cksichti~en.'~) 

Dem Gesetz ist übrigens nicht zu entnehmen, dass einige 
ISriterien bedeutender seien als andere. Vielmehr sind die 
Strafzumessungskriterien gleichrangig.13) Daher entbehrt es 

einer gesetzlichen Grundlage, wenn apodiktisch (zur Verein- 
fachung?) den Kriterien der Schwere und der Dauer (als ver- 
meintlich objektiven ISriterien) der Vorrang gegeben wird 
vor den - gesetzlich gleichrangigen'4) - (subjektiven) ISrite- 
rien des Verschuldensgrades, der Leistungsfähigkeit und der 
Mitwirkung an der Aufklärung. Darüber hinaus können 
auch die Besonderheiten des Einzelfalls berücksichtigt wer- 
den.") 

Problematisch ist es jedenfalls, dass der OGH als ISOG die 
erstgerichtliche Ermessensentscheidung der Geldbußenbe- 
messung nicht effektiv prüft, sondern nur Ermessensüber- 
schreitungen16) aufgreifen will, und er gar ein Beweisverfah- 
ren über die gesetzlichen Zumessungsgründe „wegen des 
weniger formstrengen Charakters der Verfahrens außer 
Streitsachen" für tw unnötig hält.") 

2. Rechtsstaatlichkeitsaspekte 

a) Bestimmbarkeit 

Angesichts des Legalitäts- und Rechtsstaatlichkeitsprinzips 
können die gesetzlichen Bußgeldbemessungskriterien „be- 
denkLich dürftig" anmuten und einen „ungewöhnlich gering 
determinierten" Ermessensspielraum eröffnen.'') Nach der 

(Prävention). Damit weist sie die typischen Merkmale einer Stra- 
fe auf (Rosbaud aaO 926 spricht von einer ,zivilrechtlichen Stra- 
fe'). Dieser Auffassung hat sich der OGH in der Entscheidung 
16 Ok 52/05 angeschlossen." 
8) Vgl OGH als KOG 23.6.1 997, 16 Ok 5/97. 
9) Allgemein hält Rz 1649 EStR (hat aber keinen Gesetzeschar- 
akter!) fest, dass Strafen grds gem 20 Abs 1 Z 2 lit a EStG 
steuerlich nicht abzugsfähig, weil der privaten Lebensführung 
zuzurechnen sind. Gemäß Rz 1523a EStR seien EU-Geldbußen 
(nationale Geldbußen werden nicht erwähnt) nur insoweit als 
Betriebsausgabe anzuerkennen, als sie - abgesehen vom Pö- 
nalcharakter (Ahndungsteil) - einen Abschöpfungsonteil (Ab- 
schöpfungscharakter) enthalten. Daher wären EU-Geldbußen in 
einen Ahndungsteil und in einen Abschöpfungsanteil zu teilen. 
Die Abzugsfähigkeit des Abschöpfungsanteils setze weiters vor- 
aus, dass aus der Geldbußenentscheidung klar hervorgeht, wel- 
cher Umfang der verhängten Geldbuße auf die Abschöpfung 
entfällt (das ist in der kartellrechtlichen Praxis aber praktisch 
kaum der Fall); sonst lasse sich nicht objektiv erkennen, in wel- 
chem Umfang ein Abschöpfungsanteil vorliegt und es gelte ein 
,,Aufteilungsverbot" wegen Fehlens eines klaren Aufteilungs- 
maßstabes. Zu beachten ist, dass der das steuerliche Abzugs- 
verbot bei Körperschaften regelnde § 12 KStG nicht auf Q 20 
Abs 1 Z 2 lit a EStG verweist und auch sonst keine Nichtab- 
zugsfähigkeit von Strafen normiert. Die Nichtabzugsfähigkeit 
entspricht dennoch der herrschenden Praxis in Österreich und 
Deutschland (vgl BGH 25.4.2005, KR6 22/04 - Steuerfreie 
Mehrerlösabschöpfung) . 
1 0) EuGH 1 1. 6. 2009, C-429/07 - X BV (Niederlande): Die 
steuerliche Abzugsfähigkeit eines Teils der Geldbuße könnte die 

Wirksamkeit der von der gemeinschaftlichen Wettbewerbsbe- 
hörde verhängten Sanktion beeinträchtigen, wenn das Unter- 
nehmen die Geldbuße insgesamt oder teilweise von seinen 
steuerbaren Gewinnen abziehen könnte, weil dadurch die Be- 
lastung mit der Geldbuße durch eine Verringerung der Steuer- 
last teilweise ausgeglichen würde. (Im konkreten Vorabent- 
scheidungsersuchen ging es um die Frage, ob die Kommission 
sich als amicus curiae bei einem Steuerverfahren beteiligen 
könne.) 
11) OGH als KOG 12.9.2007, 16 Ok 4/07 - Europay-Bank- 
omatvertrag - Pkt 16.1. Auch im Gemeinschaftsrecht gibt es 
keine taxative Liste von Zumessungskriterien, vgl Loewen- 
heim/Meessen/Riesenkampff, Europäisches Kartellrecht [2005], 
Rn 27 zu VerNO. 
12) So ua auch OLG Wien als KG 14.12.2007, 25 Kt 12/07 (rk) 
- Aufzugskadell (Otis/Kone/Schindler/Haushahn/Doppelmayr), 
vgl Lukaschek in OZK 2008, 28. Straffrei blieb hier übrigens der 
erste Kronzeuge ThyssenKrupp. 
13) Vgl OGH als KOG Europay (FN 11) Pkt 16.7. 
14) OGH als KOG 20.12.2004, 16 Ok 12/04, S 27 U 28 - 
BWBflelekom Austria TikTak-Tarif. 
15) OGH als KOG lndustriechemikalienkadell (FN 5) Pkt 11.1. 
16) Vgl OGH als KOG Aufzugskadell (FN 4) Pkt 1.4. 
17) OGH als KOG lndustriechemikalienkartell (FN 5) Pkt 11.6. 
Kritisch dazu Brugger, Entscheidungsanmerkung, ecolex 2009, 
507. 
18) So ausdr OLG Wien als KG 7.6.2005, 27 Kt 245/04 - Len- 
zing Lyocell-Geldbuße. Ebenso Sole, Das Verfahren vor dem 
Kartellgericht [2006], Rn 509. 
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Jud ist $ 30 ICartG dennoch azisreichend Destimn2t.19) Die ICar- 

tellstrafe braucht nur (in ihrer Art und Größenordnung) vor- 
hersehbar,") nicht aber vorweg berechenbar zu sein. 

b) Vergleichsverfahren 

Ein Plea hargnining (wie in den USA oder den Niederlan- 
den)") oder ein Vergleichsverfahren (settlement)') (Ge- 

ständnis gegen bis zu 10% Strafminderung bei der Europäi- 
schen IComrnission, idF kurz ICommission) ist im österr 
Recht derzeit nicht zur Verfahrensvereinfachung (Verfahren- 

seffizienz) ausdr vorgesehen. 

Trotz Rechtsstaatlichkeitsbedenken wäre das nicht katego- 
risch abzulehnen, zumal sich eine gleiche Frage der Rechts- 
staatlichkeit auch bei der strafrechtlichen Diversion durch 

Staatsanwälte ergibt, nämlich das Spannungsverhältnis zur 
Unschuldsvermutung und zum Sanktionsmonopol der Ge- 
richte.") Wenn die strafrechtliche Diversion - wie im Kar- 
tellfall Lombard-Cl~h'~) (Verfahren nach $ 129 ICartG 1988) - 
zulässig sein kann, dann ist auch ein Vergleich im kartell- 

rechtlichen Geldbußenverfahren nicht grundsätzlich rechts- 
staatswidrig. 

Erste Ansätze-eines kartellgerichtlichen Vergleichsverfahrens 
sind auch in Österreich in jenen Fällen zu erkennen, in de- 
nen eine Geldbußenhöhe informell ausgehandelt und dann 

durch einen kurzen, kaum begründeten (vereinbarungsge- 
mäß nicht anzufechtenden) Gerichtsbeschluss verhängt 
wird.") 

3. Exkurs: Die Leitlinien der Kommission 

a) Die BWB 

Die BWB propagiert die Anwendung der Leitlinien'" der 

ICommission auch im nationalen Rechtsbereich wie folgt2') 
„Die BWE zieht für die Bestimmung der Höhe der Geldbu- 
ßen in ihrem Antrag an das ICartellgericht in der Regel die in 

den Leitlinien der IComrnission zur Festsetzung von Geld- 
bußen enthaltene Methodik heran. Danach berechnet die 

BWB zunächst einen Grundbetrag, der einem bestimmten 

Prozentsatz des Umsatzes entspricht, auf den sich das kar- 
tellrechtswidrige Verhalten bezieht, multipliziert mit der Zahl 
der Jahre der Zuwiderhandlung. Der Grundbetrag kann sich 
für das einzelne beteilige Unternehmen aufgrund mildern- 
der oder erschwerender Umstände erhöhen oder verringern. 
Das ICartellgericht darf gemäß g 36 ICartG keine höhere 

Geldbuße verhängen, als von der BWB beantragt wurde." 

Aber die angestrebte Anwendung der Leitlinien ist in Öster- 
reich ohne Rechtsgrundlage (es bleibt der BWB aber un- 

benommen, die - übrigens gar nicht erf~rderliche'~) - Bezif- 
ferung des Geldbußenantrags prneter Legern anhand der Leitli- 
nien zu kalkulieren). 

Angesichts des geschlossenen Systems der Rechtsquellen 
(Gesetz, Verordnung, Urteil oder Bescheid, Akt der Zwangs- 

gewalt) könnte die BWE-Ankündigung, sich an die Leitlinien 
zu halten, eventuell eine V 0  sein, die aber dem ICartG (teil- 
weise) widerspricht. Eher ist aber anzunehmen, dass diese 

19) OGH (FN 14); OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06 - 
BWB/Multiplex/Constontin Filmverleih (noch zum gleichlauten- 
den 8 143 KartG 1988). Zur Rechtsnatur der Geldbuße s OGH 
als KOG Europay Bankomafvertrog (FN 1 1); 27.2.2006 16 Ok 
52/05; Rosbaud, Das Kartellstrafrecht ist tot! [...I JBI 2003, 907; 
Hoffer/Barbist, Das neue Kartellrecht, 56; Zeder, Die öster- 
reichischen Kartellbußen am Maßstab des Kriminalrechts, JBI 
2007, 477; Sole, Das Verfahren vor dem Kartellgericht, Rz 504, 
507; Thyri, Kartellrechtsvollzug in Österreich [2007], Rz 548, 
61 1 ; Reimer, Das kartellrechtliche Geldbußensystem, 88. 
20) EuGH 22.5.2008, C-266/06P - Evonik Degussa -Rn 45. 
21) Vgl Pertek, Fünfrehntes St Galler Kartellrechtsforum (Ta- 
gungsbericht), ELR 2008, 206. 
22) Auch ,,Verständigungsverfahrenn genannt. Siehe Mitteilung 
der Kommission über die Durchführung von Vergleichsverfah- 
ren bei,dem Erlass von Entscheidungen nach Art 7 und 23 
der Verordnung (EG) Nr 1/2003 des Rates in Kartellfällen, ABI 
EG 2.7. 2008 C-1 67/1. Vgl Hummer, Vergleichsverfahren der 
Europäischen Kommission in Kartellfällen, OZK 2008, 132. 
23) Vgl Hinterhofer, Diversion statt Strafe [2000], 9. 
24) Vgl FN 95. 
25) Angeblich im Fall OLG Wien als KOG 29.8.2008 (Rechts- 
mittelvenicht) - lnnsbrucker Fahrschulkartell (Fahrschule Eigen- 

stiller, Fahrschule Peter, Jaufer, Sappl, Vogel-Fernheim und 
Easy Drivers) - Geldbuße insgesamt EUR 70.000,-; ein Kron- 
zeuge blieb straffrei. Ähnlich klingt der von allen Beteiligten dis- 
kret behandelte Fall OLG Wien 19.3.2009 (Rechtsmittelverzicht) 
- Telekom Austria AG wegen Missbrauchs der marktbeherr- 
schenden Stellung durch technische Maßnahmen bei der Ent- 
bündelung (vgl Mader, Wirtschaftsblatt 26.3.2009) - Geldbuße 
EUR 1,5 Mio. 
26) Leitlinien vom 1.9.2006 für das Verfahren zur Festsetzung 
von Geldbußen gemäß Art 23 (2) lit a der V 0  1/2003, ABI 
2006, C-2 10, 2. Dazu Sharaf, Die neuen Bußgeld-Leitlinien im 
EG-Kartellrecht vor dem Hintergrund der Entscheidungen der 
Kommission und der Rechtsprechung, wbl 2007, 1. 
27) Die BWB auf ihrer Website http://www.-bwb.gv.at/BWB/ 
Aktuell/hardcore.htm (Stand 17.7.2008). 
28) Es gibt keine generelle Verpflichtung der Amtsparteien zur 
betragsmäßigen Bezifferung eines Geldbußen- oder Zwangs- 
geldantrags; vgl OGH als KOG 2 1.1.2008, 16 Ok 8/07 - Auf- 
trag zur Beantwortung eines BWB-Auskunftsverlangens (Geld- 
buße gg Manner AG); Mair in Petsche/Urlesberger/Vartian, Kar- 
tellgesetz 2005, § 36 Rz 19; vgl auch Sole, Das Verfahren vor 
dem Kartellgericht, Rz 525. 
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Ankündigung s ~ b n o r m a t i v e n ~ ~  Charakter hat, denn die For- 
mulierung „Die BWB zieht [. . .] in der Regeldie [. . .] Leitlinien 
[. . .] heran" spricht eher gegen den Charakter einer Rechts- 
verordnung. Diese Frage soll einer gesonderten venvaltungs- 
rechtlichen Analyse vorbehalten bleiben. 

b) Die Leitlinien in Österreich 

Selbst wenn BWB, BICartA, I<G und KOG jeweils als 
NCA30) die Art 81 und Art 82 E G  - infolge Kompetenzzu- 
ordnung in Art 5 V 0  1 /2003 - anzuwenden haben, können 
sie gar nicht das europäische Verfahrensrecht und dessen 
Geldbußenregime anwenden (s vielmehr tj 29 Z 1 lit d 
I<artG, wonach sich die Sanktionierung und Bemessung der 
Rechtsfolgen nach nationalem Recht richtet3')). 

Und selbst wenn sie europäisches Verfahrensrecht und Geld- 
bußenregime anwenden könnten oder müssten, wären die 
Leitlinien der Kommission nicht ohne weiteres anwendbar, 
weil diese als bloße Leitlinien - mangels rechtlicher Qua- 
lität32) - nicht einmal gemeinschaftsrechtlich verbindlich sind 
(das Gleiche gilt für die obgenannte Mitteilung der Kommis- 
sion über die Durchführung von Vergleichsverfahren). Sie 
sind ja nur eine selbstbindung der I<ommission bei ihrer Er- 
messensausübung. Allgemein werden Leitlinien von der Rsp 
nicht als Rechtsnorm qualifiziert, die die Verwaltung auf je- 
den Fall zu beachten hat; sie werden jedoch als eine Verhal- 
tensnorm angesehen, die einen Hinweis auf die zu befolgen- 
de Verwaltungspraxis enthält und von der die Verwaltung im 
Einzelfall nicht ohne Angabe von Gründen abweichen kann, 
die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung vereinbar 

sind."3) Der EuGH hat darauf hingewiesen, dass die Kom- 
mission dadurch, dass sie derartige Verhaltensnormen erlas- 
sen und durch ihre Veröffentlichung angekündigt hat, dass 
sie diese von nun an auf die von diesen Normen erfassten 
Fäile anwenden werde, die Ausübung ihres Ermessens be- 
schränkt hat.34) 

Das Geldbußensystem des Gemeinschaftsrechts (Art 23 
V 0  1/200335)) ist mit jenem des nationalen Rechts außerdem 
nicht deckungsgleich, auch wenn das österreichische I<ar- 
tellbußensystem ausweislich der Mat „unter Bedachtnahme 
auf die Rechtsentwicklung in der E G  gestaltet ~ o r d e n " " ~ )  ist. 

Die Leitlinien können deshalb im Verfahren über eine vom 
Gericht (I<G oder KOG) zu verhängende Geldbuße nur in 
jenem Umfang sinngemäß angewendet werden, in dem die 
entsprechenden Normen und die ihnen zugrunde liegenden 
Wertungen vergleichbar sind.37) Dies wäre bei den Kriterien 
der Schwere und der Dnz~er der Zuwiderhandlung anzuneh- 
men, weil diese auch in Art 23 Abs 3 V 0  1/2003 genannt 
sind. Hingegen ist insb das Kriterium der Bereicbzing (sowie 
das Verscbzdden und die wirtschaftliche Leisfz/ng~jläh&keit) in 
der V 0  1/2003 nicht ausdr genannt und daher bei uns 
autonom anzuwenden (eine schematische Anwendung der 
Leitlinien, die diese Kriterien daher nur untergeordnet 
releviert, greift auch aus diesem Grunde zu kurz3')). Übri- 
gens wird auch im deutschen Recht ($ 81 Abs 4 GWB) 
nur die Schwere der Zuwiderhandlung und deren Dauer als 
Kriterium der Strafbemessung angegeben (daneben wird 
auch eine Vorteilsabschöpfung angestrebt, vgl tj 81 Abs 5 
GWB). 

29) Dazu vgl Raschauer, Subnormative Verhaltenssteuerungen, 
FS Heinz Schaffer 120061, 685. 
30) National Competition Authority iSd Art 5 V 0  1/2003. 
31) Raum in Langen/Bunte10 I 81 GWB Rn 60. 
32) Vgl Schweda, Die Bindungswirkung von Bekanntmachungen 
und Leitlinien der Europäischen Kommission, WUW 2004, 11 33. 
33) Jüngst EuG 6.5.2009, R-127/04 - KME Germany/Kommis- 
sion - Rz 33: Die Leitlinien können zwar nicht als Rechtsnorm 
qualifiziert werden, stellen aber eine Verhaltensnorm dar, die 
einen Hinweis auf die zu befolgende Praxis enthält und von der 
die Kommission im Einzelfall nur unter Angabe von mit dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz zu vereinbarenden Gründen ab- 
weichen kann; ebenso EuGH 18.5.2006 - Archer Daniels Mid- 
land und Archer Daniels Midland Ingredienfs/Kommission - 
C-397/03 P, Rn 91. 
34) Eine Abweichung von den Leitlinien sei gegebenenfalls als 
Verstoß gegen allgemeine Rechtsgrundsätze wie die der Gleich- 
behandlung oder des Vertrauensschutzes zu bewerten. Daher 
sei nicht auszuschließen, dass derartige Verhaltensnormen mit 
allgemeiner Geltung unter bestimmten Voraussetzungen und je 
nach ihrem Inhalt Rechtswirkungen entfalten könnten; EuGH 
28.6. 2005 - Dansk ~arindustriua/~ommission C-1 89/02 P, 

C-202/02 P, C-205/02 P bis C-208/02 P und C-213/02 P, 
Rn 209; EuGH 15.1.2002 C-171/00 P - Liberos/Kommission - 
Rn 35. Nicht bei Entscheidung in Anwendung der Leitlinien, 
sondern bei Entscheidung in Abweichung von den ieweils gel- 
tenden Leitlinien ist im Hinblick auf die Heranziehung der Be- 
urteilungskriterien zusätzlich zu begründen; EuG 19.3.2003, 
T-213/00 - CMA CGM - Rn 271; dazu auch Demetriou/Gray, 
Developments in EC competition law in 2006 -an overview, in: 
CMLRev. 2007, 1429 ff und 1452. Zum Thema insgesamt s 
Pampel, Rechtsnatur und Rechtswirkungen horizontaler und 
vertikaler Leitlinien im reformierten europäischen Wettbewerbs- 
recht 120041, passim. 
35) Verordnung (EG) Nr 1 /2003 des Rates vom 16.1 2.2002 zur 
Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags 
niedergelegten Wettbewerbsregeln, ABI 4.1.2003 L 1 /l. 
36) 1005 Blg NR XXI GP, 32. 
37) OGH als KOG Europay Bankomatvertrag (FN 11) - Pkt 11.4. 
38) Die Kommission berücksichtigt - freilich ohne rechtliche 
Grundlage in der V 0  1/2003 - in ihren Leitlinien (s FN 26) in 
untergeordneter Weise die Kriterien der Bereichung (vgl Rn 31), 
des Verschuldens (vgl Rn 28/29) und der Leistungsfähigkeit (vgl 
Rn 30 und 35). 
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Die Annahme einer Berechnungsforme13') und eines gens zu einer potentiell weit höheren I<appungsgrenze als im 
„Grundbetrage~"~~) wie in den Leitlinien ist - wie der O G H  Gemeinschaftsrecht, wo es bei der Umsatzzusammenrech- 
im Missbrauchsfall Constantin ausdr sagte - unserer Rechts- nung auf einen I<ontrollzusammenhang ankommt; umge- 
ordnung fremd.41) Weniger kritisch gegenüber einem Grund- kehrt aber zieht das Gemeinschaftsrecht die Kappungsgren- 
betrag war der OGH als KOG in der A.fZugsentscbeidzng.42) ze bei allen Berufsverbänden und Kammern mit 10% des 
Sehr kritisch aus österr Rechtslage sehen sollte man einen Umsatzes der Mitglieder5'), was nach $ 31 I<artG aber nicht 
„jedenfalls" verhängten Abschreckungszuschlag („entry für Zwangsmitgliedschaftsverbände gilt). 
fee"),"3) zumal nach $ 29 I<artG keine Mindestgeldbuße vor- 
gesehen ist.44) Selbst im Gemeinschaftsrecht ist die Abschre- Diese Obergrenze darf nur für die denkbar schwersten Fälle 
ckung nur ein ungeschriebenes (!), im Gesetz nicht enthalte- (größtes Unrecht, sehr lange Dauer, schwerste Schuld, kein 
nes, aber von der Judikatur ausgeprägtes IGiterium. Dem einziger Milderungsgrund, zahlreiche Erschwerungsgründe, 
OGH als KOG kann daher insoweit nicht gefolgt werden, hohe wirtschaftliche Leistungsfähigkeit) ausgeschöpft wer- 
wenn er einmal die Anwendung der Leitlinien durch das den; im Gemeinschaftsrecht wird dies anders gesehen.53) Im 
Erstgericht und die BWB „sowohl im Ergebnis als auch in zweiten Schritt ist innerhalb dieses Rahmens der konkrete 
der methodischen Ableitung" anscheinend be~tätigte.~~) Die Fall (mit seinen konkreten Umständen an Schwere, Dauer 
BWB berechnet daher in der Praxis - zu Recht - keinen Ab- und Verschulden) für die Bußgeldzumessung ieS einzuord- 
schreckungszuschlag. nen. 

C) Die Methode der Leitlinien 
39) Skeptisch zu Berechnungsformeln auch jüngst EuG 

~i~ ~ ~ i ~ h n i ~ ~  berechnen die ~ ~ l d b u ß ~  abgeleitet vom kar- 8.7.2008, T-53/03 - BPB - Rn 333-338. Gegen arithmetische 
Formeln auch OGH als KOG 2 1.1.2008, 16 Ok 8/07 - Aufrag 

te'erten Umsatz kenauer: Nettoverkaufs~reis der Waren zur Beantwortung eines BWB-Auskunfisverlongens (Geldbu& 
oder Dienstleistungen, die mit dem Verstoß in einem un- gg Manner AG) Branchenuntersuchung Lebensmiffeleinzelhan- 
mittelbaren oder mittelbaren Zusammenhang stehen, idF del. 

40) So aber die Leitlinien (FN 26) Pkt 10 ff. vereinfachteals kartellierter ~ m s a t z ~ ~ )  bezeichnet). Dieser 41) So auch ausdr OGH als KOG 26,6,2006, 16 Ok 3/06 - 
wird multipliziert mit einem Prozentfaktor (zB jüngst 17% BWB/Multiplex/Constantin Filmverleih. 
bei einem Prei~kartell,"~) je nach Schwere bis zu 30%) und 42) Siehe FN 51. 

dann mit der Anzahl der Jahre multipliziert. Das ergibt den 43) So aber die Leitlinien (FN 26) Pkt 25. 
44) S a bei FN 188. 

mGrundbetrag". Dazu der vorgenannte 45) OGH 26.6.2006. 16 Ok 3/06 - BWB/Multi~lex/Constantin 
ckungszuschlag („entry fee"). Dann wendet die I<ommission Fil~verleih - bestätigt die erstgerichtliche (nich; veröffentlichte) 

~ ~ ~ ~ h ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ -  und ~ i l d ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ü ~ d ~  zur A~~~~~~~~ des GeldbuBenentscheidung im Ergebnis und in der methodischen 
Ableitung. 

Grundbetrages an, erhöht %dann (bei umsatzstarken Unter- 46) Nach informeller Auskunft der BWB, gestützt auf vertrauli- 
nehmen oder bei hohen Icarteilgewinnen) allenfalls um ei- che Versionen von Kommissionsentscheidungen, wird von der 

nen - weiteren - ~ b ~ ~ h ~ ~ ~ k ~ ~ ~ ~ ~ ~ f ~ ~ h l ~ ~ 4 8 )  und reduziert Kommission als ,,kartellierter Umsatz" nicht nur der unmittelbar 
von den Absprachen erfasste Kundenumsatz berechnet, son- 

den so Endbetrag (nur) dann, wenn die gesetzli- dern der gesamte vom Kartell - unmittelbar oder mittelbar - be- 
che Höchstgrenze von lcJ% des letzten Jahresumsatzes über- rührte Geschäfsfeldumsatz, also auch der Umsatz mit nicht ab- 
schritten wird (I<appungsgrenze).4') gesprochenen Kunden oder Produkten. So billigte es übrigens 

auch der OGH als KOG beim Aufzugskarfell (FN 4) - S 37 U 40. 
47) Bei einem sehr schweren Kartell mit Absprache von Markt 

4. Exkurs: Traditionelle Strafzumessung und Preisen, Kommission 22.7.2009, K(2009)5791 endg, COMP 
39.396 - Calciumcarbid - Rz 301. 

Diese bottom-zp-Methode der Leitlinien (mit eventueller I<ap- 48) Leitlinien (FN 26) Pkt 30. 
49) Das wird vom EuGH ausdr gebilligt, zB EuGH 29.6.2006, 

pung) passt aber nicht zur traditionellen Strafzumessung, die C-308/04 P - S G ~  Carbon ua - Rn g2. 
methodisch in ~ e i  Phasen wie folgt vollzogen wird?) 50) Dazu Vollmer in Münchener Kommentar, Band 2 (GWB) 

120081, Rn 84-86 zu 6 81 GWB. 
51) OGH als KOG beim Aufzugskarfell (FN 4) - Punkt 1.3.1 

Zunächst ist die gesetzlich angedrohte Maximalsanktion zu 
unter Verweis auf KartG, 247; Pefschemutscher in 

betrachten (hier: g 29 Z 1 und Z 2 KartG). Bei dieser Ober- Petsche/Urlesberger/Varfian, KartG fj 29 Rz 13; Reidlinger/Har- 
grenze ist gem $ 22 KartG der weltweite Jahresumsatz aller tuw, Das neue osterreichische ~artellrecht 21 0. 

mit zumindest 25% Beteiligungsquote oder sonst iSd $ 7 52) EuGH 18.12.2008, C-101/07P und C-1 10/07P - Rind- 
fleischmarkt, französische Verbände von Züchtern und Schlacht- 

I<artG verbundenen Unternehmen z~sammenzurechnen~~) hofbetre;bern - R~ 129-1 33. 
(das führt bei Ermittlung der 10%- oder 1%-Grenze übri- 53) EuG 8.7.2008, T-52/03 - Knauf (Gipsplaffen) - Rn 452-545. 
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Diese Zwei-Phasen-Methode oder klassische top-down-Me- 
thode könnte aber dann problematisch werden, wenn ein 
sehr umsatzstarkes Unternehmen wegen einer Preisabspra- 
che betreffend eines untergeordneten Produktes auf einem 
kleinen Regionalmarkt eine (fallbezogen) unangemessen 
hohe Geldbuße ausfassen müsste54) - da wären die unten bei 
der Schwere behandelten Zumessungskriterien (insb: betrof- 
fener Markt und dessen Umfang) ganz besonders, nämlich 
stark mindernd, zu berücksichtigen. Jedenfalls führt diese 
klassische Methode zu erheblich höheren Geldbußen als die 
Anwendung der Leitlinien der I<ommission. 

Das Strafrecht kennt traditionell für abgestuft schwere Ver- 
brechensvarianten auch abgestufte Höchststrafdrohungen. 
So ist der Betrug mit bis zu 6 Monaten Freiheitsstrafe (oder 
Geldstrafe bis 360 Tagessätze) zu bestrafen (5 146 StGB), 
während der schwere Betrug eine höhere Strafobergrenze 
von drei Jahren und der besonders schwere Betrug von bis 
zu 10 Jahren ($ 147 StGB) kennt. Für den schweren ge- 
werbsmäßigen Betrug gibt es sogar eine Strafuntergrenze 
($ 148 StGB). Das I<artG kennt hingegen nur eine einheit- 
liche Obergrenze für alle nur denkbaren und höchst unter- 
schiedlichen Zuwiderhandlungen, wobei diese Strafober- 
grenze sich nicht an der Schwere und Dauer der Zuwider- 
handlung oder dessen Auswirkungen orientiert, sondern 
subjektiv an den weltweiten Gesamtumsatz des delinquen- 
ten Unternehmens (samt allen Beteiligungen ab 25O) an- 
knüpft. 

Diese von der konkreten Zuwiderhandlung (den Tatumstän- 
den) völlig unabhängige Strafobergrenze ist daher - im 
Unterschied zum System des StGB - nicht geeignet, tatadä- 
quat eine angemessene Höhe der Geldbuße auch nur zu in- 
dizieren. Umso wichtiger ist die Beachtung der Zumessungs- 
kriterlen des $ 30 ICartG. 

Zuzugeben ist daher, dass die am kartellierten Umsatz anset- 
zende (Dottom ztp-) Strafzumessung der I<ommissions-Leitli- 
nien viel eher einzelfailgerecht und zielsicher ist.55) Die 
österr kartellgerichtl Praxiss6) in Hardcore-Fällen orientiert 
sich daher nicht zu Unrecht daran. Allerdings betont der 
OGH als I(OG wiederholt, dass bei der Zumessung zu- 
vorderst der Gesamtumsatz zu betrachten sei,57) doch billigt 
er auch die Dottom-mp-Methode (,,Grundbetrag erhöht um Zu- 
schlag für lange Dauer") als grundsätzlich geeignet.58) 

Eine Anknüpfung an den kartellierten Teilumsatz - wie es 
auch die Leitlinien vorsehen - ermöglicht eine tatadäquate 
Geldbußenbeme~sung.~~) Die BWB multipliziert den Grund- 
betrag mit der Anzahl der Jahre und verzichtet - mangels 

Rechtsgrundlage - im Unterschied zur Kommission auf den 
,,Abschreckungszuschlag". 

Abgesehen von ihrer rechtlichen Funktion als Strafober- 
grenze dient dann die Kappungsgrenze - bei Gegenüberstel- 
lung mit der anhand des kartellierten Umsatzes ermittelten 
Geldbuße - auch der Plausibilitätskontrolle. 

Die Bottom-up-Methode versagt aber, wenn kein kartellier- 
ter Umsatz zu ahnden ist, sondern - wie zB im Fall Manner - 
eine Verfahrensbehinderung nach 5 29 Z 2 KartG.") 

Zu den einzelnen Kriterien der Geldbußenbemessung 
des 30 KartG ist - in der Reihenfolge der gesetzlichen 
Aufzählung - folgendes zu sagen: 

5. Die Schwere der Rechtsverletzung 

Die Schwere der Rechtsverletzung an sich ist nicht identisch 
mit der „Schwere des Tatbeitrages" (Anstiftung, Organisa- 
tion oder bloßes Mitläufertum). Letztere wird mE gem der 
Systematik des I<artG beim IGiterium des Verschuldens 
(s Pkt I.A.8.e) unten) zu prüfen sein. Die I<ommission hin- 

54) Zutr Dannecker/Bierrnann in Irnrnenga/Mestrnäcker, Wett- 
bewerbsrecht4 Band 2 GWB Rn 336 zu § 81 GWB. 
55) Kienapfel, The Commission's Guidelines, OZK 2007, 5 
spricht von "reflection of the economic size and importance of 
the undertaking in relation to the infringement". 
56) Die BWB (vgl bei FN 27) und das OLG Wien als KG zB irn 
Aufzugsfall (vgl FN 12, bestätigt vom OGH als KOG, vgl FN 4); 
weiters OLG Wien als KG 24.1 0.2008, 29 Kt 132, 133/07 - In- 
dusfriechernikalien. 
57) OGH als KOG lndusfriechernikalienkartell (FN 5) Pkt 11.2. 
58) OGH als KOG Aufzugskartell (FN 4) Pkt 1.3.7. 
59) OGH als KOG (im Aufiugskartellvgl FN 4), Seite 40, bean- 
standet nicht, dass das OLG Wien (vgl FN 12) auf den Gesam- 
tumsatz abstellte und erwähnt - mE missverständlich - irn sel- 
ben Atemzug die Kappungsgrenze, für die der weltweite Um- 
satz maßgeblich ist. Dennoch ist festzuhalten dass im dortigen 
Fall die Zuwiderhandlung sich auf alle Geschäfte in ganz 
Österreich bezog und daher (!) der Gesamtumsatz in Österreich 
als tatspezifisch und tatadäquat bei der Geldbußenbemessung 
herangezogen wurde (und gerade nicht der weltweite Konzern- 
umsatz, der dann nur für die Kappungsgrenze maßgeblich war). 
Letztlich wurde auch im Aufzugskartell, soweit ersichtlich, der 
tatspezifische (kartellierte) Umsatz als Bemessungsgrundlage 
herangezogen, obwohl der OGH (auch auf Seite 36/37) den 
Gesamtumsatz - freilich für die Beurteilung der Leistungsfähig- 
keit - betont. 
60) OGH als KOG 21.1.2008, 16 Ok 8/07 - Auftrag zur 
Beantwortung eines BWB-Auskunftsverlangens (Geldbui3e gg 
Manner AG); Vgl den Siegelbruchfall, der auch nicht nach den 
Kommissions-Leitlinien (FN 26) beurteilt werden konnte: Korn- 
mission 30.1.2008, COMP 39326 - E.On Energie AG (ausführ- 
lich dazu Kienapfel, European Commission: Fine for Breaking a 
Seal, OZK 2008, 1 14). 
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gegen berücksichtigt die unterschiedliche Mitwirkung an den 
Abreden - weil das Gemeinschaftsrecht kein gesondertes 
Kriterium des Verschuldens nennt - bei der Schere des Ver- 

stoßes .") Das EuG führte aus,6') dass die Schwere der Zu- 
widerhandlung anhand der Art und des Zwecks der miss- 
bräuchlichen Verhaltensweisen festgestellt werden kann und 

dass Gesichtspunkte, &den Gegenstand eines Verhaltens 
betreffen, für die Festsetzung der Geldbuße größere Bedeu- 
tung haben können als Gesichtspunkte, die die Wirkungen 
des Verhaltens betreffen (dazu ist anzumerken, dass Art 23 

Abs 3 V 0  1/2003 das Kriterium der Umsetzung bzw Berei- 
cherung im Unterschied zu 5 30 ICartG nicht aufzählt). 

a) Art der Zuwiderhandlung 

Der Begriff der Schwere der Rechtsverletzung bemisst sich 
mE zunächst an der Art der Zazviclerbandhng, wobei insb zwi- 
schen den in ihrer Schwere durchaus unterschiedlichen Arten 
mE wie folgt, beginnend mit der schwersten Art der Zu- 
widerhandlung, in Failgruppen abgestuft werden könnte: 

Horizontale Kernbeschränkungen (hard core restrictions")): 
Preisfestsetzungen betreffen einen wichtigen Wettbe- 
werbsparameter und sind schon per se schwere Verstöße,b4) 

ganz bespnders auf horizontaler Ebene."" Trotzdem kann 

Die Praxiszeitschrift 
für Vergabrecht! 

Alle Themen des 
aktuellen Heftes unter 

es sogar bei horizontalen Preisempfehlungen rechtens sein, 
die Zuwiderhandlung bloß abzustellen und nicht zu be- 

strafen, wie die außergerichtlich erledigten Fälle HKR66), 
HGR6') und HOA") zeigen (diese waren freilich keine „ge- 
heimen" I<artellabsprachen, und fielen deshalb wohl nicht 

in die schlimmste Kategorie). Die BWB nimmt hier ähnlich 
wie die ICommission einen Ermessenspielraum in An- 
spruch.") Auch im Fall Europq Bankomatve~rag hat die BWB 
mit ihrem - einem Antrag eines Mitbewerbers nachgelager- 

ten - „follow on"-Bußgeldantrag nur einen einzigen von 
mehreren Teilnehmern dieses „klassischen Prei~kartells"~') 
verfolgt (obwohl keiner ein Kronzeuge war). Gleiche Über- 
legungen betreffend Schwere gelten mE für (horizontale) 

Marktaufteilungen oder für Marktabschottungen. Auch 
he r  hat die BWB mehrere Fälle gerichtlich oder außerge- 
richtlich ohne Geldbußenantrag geregek7') 

Je nach konkreter Schwere der Zuwiderhandlung kann nach 

den Leitlinien7') die Geldbuße (als Grundbetrag) bis zu 30% 
des von den Absprachen betroffenen regionalen oder na- 

tionalen Marktumsatzes des konkreten Unternehmens be- 
tragen (in den in Österreich vom OGH als I(OG entschie- 
denen Fällen Ez~ropq waren es für ein Absichtskartell kom- 

biniert mit Marktrnachtmissbrauch 7,7% des Umsatzes; 
beim Indz~striecbemikalienkarteIIwaren es 10% des betroffenen 
Regionalumsatzes; beim Az&ygskarteIIrund 30% des Öster- 
reich-Umsatzes); anschließend sind Erschwerungs- und 
Milderungsgründe und die Zeitdauer zu berücksichtigen. 

Theoretisch wäre es wünschenswert, dass bei mehreren 
beteiligten Unternehmen in der Geldbußenhöhe alle Un- 
terschiede in Bezug auf ihren Gesamtumsatz oder ihren 
relevanten Umsatz zum Ausdruck kommen.73) 

61) Vgl Kommission (FN 154) - Rn 487. 
62) EuG 30.9.2003, T-203/01 - Michelin/Kommission - Rn 258 
und 259; bestätigt in EuG 8.7.2008, T-52/03 - Knauf (Gips- 
platten) - Rn 408. 
63) Zum Begriff siehe International Competition Network Wor- 
king Group on Carfels, Building Blocks for effective Anti-Cartel 
Regimes Vol 1. Part 1: Defining Hard Core Cartel Conduct 
[2005], 10. Ähnlich: OECD Recommendation of the Council 
Concerning Effective Action Against Hord Core Carfels adopted 
on March 25, 1998; ICC Discussion Paper Document n" 
225/577 [27 June 20021. 
64) OGH als KOG Europay Bankomatverfrag (FN 1 1 ) Pkt 1 6.4. 
65) Vgl jüngst EuG 8.7.2008 T-53/03 - BPB (Plasterboard Gips- 
plotten) - Rn 269-270. 
66) Die Honorar- und Kalkulationsrichtlinien (HKR) und das Kal- 
kulationsprogramm Jobman2 der Design Ausfrio wurden über 
Druck des BKAnw und der BWB widerrufen. Geldbußen wurden 
nicht beantragt. 
67) Dazu die BWB in http://www.bwb.gv.at/BWB/Aktuell/wider- 
ruf-hgr.htm: ,,Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder hat [...I die 

Honorargrundsätze für Wirtschaftstreuhandberufe (HGR) wider- 
rufen [...]. Die Kammer hatte sich [...] sehr kooperativ gezeigt 
und die HGR widerrufen, weshalb ein kartellgerichtliches Verfah- 
ren vermieden werden konnte." 
68) Siehe bei FN 248. 
69) Zum Ermessenspielraum der Kommission vgl jüngst Klees, 
Das Instrument der Zusagenentscheidung der Kommission und 
der Fall ,,E.ONM, WUW 2009, 374. 
70) So OGH als KOG (FN 11). 
71) Überfragungsrechte Skiweltcup (gerichtlicher Vergleich mit 
Verpflichtungszusagen des ORF und Ö S ~ v o m  18.2.2008) oder 
Agentur für Biogetreide (auBergerichtlicher Vergleich); vgl BWB, 
Tätigkeitsbericht 2008, 16ff. 
72) Leitlinien 2006 (s FN 26). 
73) Dies muss aber nicht einmal die Kommission bis in letzte Kon- 
sequenz tun; EuG 6.5.20009, T 1 16/04 - Wielond/Kommission - 
Rz 86; EuGH 25. 1. 2007 - Dalmine/Komrnission - C-407/04 P, 
Rn 141-1 47; EuG 29.1 1.2005 - Union Pigments/Kommission - 
T 62/02, Rn 159. 
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Marktmachtmissbrauch ($ 5 I<artG), zB der Fall Telekom 

Azlst~ia~~) oder der Fall Con~tantin.~~) Aber selbst solche Fäl- 
le sind nach Ansicht der BWB, vgl den OMV/Flzghafen 

Wien-Fall,'6) nicht immer strafwürdig. Das gilt nach Ansicht 
der BWB insb für den in diesem Fall vorgekommenen klas- 
sischen Preismissbrauch, den die BWB nicht direkt (son- 

dern eher durch Strukturmaßnahmen) verfolgen 

Der Schwere nach vergleichbar sind mE auch die im Zu- 

sammenhang stehenden ebenfalls per se verbotenen Ver- 
geltungsmaßnahmen ($ 6 ICartG). 

Verstöße gegen das Durchführungsverbot ($ 17 ICartG), 
die - außer im Fall Lenzing mit einer Geldbuße von EUR 

1,5 Mo7') - allerdings in Österreich bisher eher mild be- 
straft wurden, wie die Fälle Siflwaren, XXXLzit.y (deutsche 
Möbelhiker), KedBdl (Spedition Bergetj, Kohrdo$er (Gmzindner 
Zementzverke) zeigen; diese Verstöße gegen das Durch- 

führungsverbot wurden in 2007 jeweils mit EUR 15.000,- 
geahndet.79) Bei AVAG/Opel Bychlag wurden EUR 
70.000,-80) und bei SiiclDayrisches PortlandZement~uerk/ 
Gmnndner Zement wurden EUR 140.000,- verhängt.") (We- 
niger „humorvoll-nachsichtig" war übrigens das deutsche 
Bundeskartellamt bei einem Verstoß gegen das Durchfüh- 

rungsverbot des $41 Abs 1 GWB und verhängte 2008 ge- 

74) In FN 207. 
75) OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06: Geldbuße EUR 
150.000,-. Das war übrigens auch ein ,,follow on"-Bußgeldan- 
trag der BWB im Anschluss an das von einem Unternehmen 
(Kunde) eingeleitete und mit Beschluss OGH 4. 4. 2005, 16 Ok 
20/04 beendete Verfahren. 
76) Verfahrensgegenstand über Antrag der BWB (es gab paral- 
lel auch einen Antrag der AUA) beim OLG Wien als KOG war 
Missbpuch der marktbeherrschenden Stellung (Ausbeutungs- 
missbrauch in Form des Preismissbrauchs) und dann - im Ver- 
fahren nicht erwiesene - Monopolisierung (Behinderungsmiss- 
brauch, Marktabschottung über essential facilities); das Verfah- 
ren wurde mit Verpflichtungszusagen beendet; einen weiterver- 
folgten Geldbußenantrag gegen die OMV gibt es nicht. Seit 
1.1.2008 ist durch eine Nov des Flughafen-Bodenabfertigungs- 
gesetzes vorgesehen, dass das BMVlT gewisse Gebühren zu re- 
geln hat. 
77) ,,Selbst im Fall eines klassischen Preismissbrauchs hat sich 
die BWB dies angelegentlich sein lassen", so der Tätigkeitsbe- 
richt 2008 der BWB. 
78) Fall Lenzing s FN 21 7. 
79) Vgl Wettbewerbsbericht der AK 2007 [August 20071, 154. 
Moir/Stifier, Tätigkeitsbericht 2006 der Amtspartei Bundeskar- 
tellanwalt. 
80) OLG Wien als KG 11 5.2006, 24 Kt 570/05. 
81) OLG Wien als KG 31.10.2006, 26 Kt 426/06, 26 Kt 54, 
55/06. 
82) Mars Inc übernahm - nachdem bei der Federal Trade Com- 
mission (FTC) der USA die Frist nach dem Hart-Scott-Rodino Act 
abgelaufen und dort der Erwerb genehmigt war - die Kontrolle 

gen Mars eine Rekord-Geldbuße von EUR 4,5 Mo8*) und 
die I<ommission verhängte 2009 uber Electrabel für Ähnli- 
ches eine Buße von EUR 20 MoS3)). 

Vertikale ICernbeschränkungen kommen in der Gliede- 

rung nach der Schwere mE erst an vierter Stelle, zumal 
Vertikalbeschränkungen idR als geringere Wettbewerbsbe- 
schränkung gegenüber horizontalen angesehen werden.84) 
Dazu gehören auch Preisbindungen zweiter Hand (resale 
price maintenan~e).~~) 

Sonstige (mindere) - horizontale oder vertikale - Be- 
schränkungen, die doch zumindest an und für sich einer 

Beurteilung nach den zwei positiven (Verbraucherbeteil- 
gung und Effizienzgewinn) und zwei negativen IGiterien 
(Unerlässlichkeit und keine Wettbewerbsausschaltung) des 
$ 2 Abs 1 I<artG bzw des Art 81 Abs 3 E G  zugänglich 
sind, aber nicht im konkreten Einzelfall zu einer positiven 

Beurteilung führen. Beispiele: Vertragliche Nebenwirkun- 
gen, Arbeitsgemeinschaften, wettbewerbsbeschränkende 
Abschottung durch Vertragsbündel (zB Bierbezug,8") Spei- 
seeisvertrieb~modell,8~) oder die Radiusklausel des McAr- 

thzir-Glen-Designer Factoy Outlet Center Parndof18), bei dem 
die BWB nur die Beseitigung, nicht aber eine Geldbuße 
verlangte, oder andere Radiusklauseln8"). Hierher gehören 

über Nutro Products Inc, insb auch über Markenrechte und Pro- 
duktionsanlagen, die für den deutschen Markt maßgeblich sind, 
und versuchte über ein Hold-Separate Agreement den Einfluss 
auf den deutschen Markt zu vermeiden. Das deutsche Bundes- 
kartellamt sah dennoch einen Verstoß gegen das Durchfüh- 
rungsverbot. 
83) Kommission Pressemitteilung 10.6.2009, MEM0/09/267: 
Geldbuße EUR 20 Mio gegen Electrobel wegen Kontrollerwerbs 
über Compagnie Nationale du Rhone. 
84) Vgl Erwägungsgründe 6 und 8 der vertGVO (Verordnung 
EG Nr 2790/1999 der Kommission vom 22.12.1 9999 über die 
Anwendung von Art 81 Abs 3 des Vertrages auf Gruppen von 
vertikalen Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Ver- 
haltensweisen, ABI EG 29.1 2.1 999, L 336/21). 
85) Dazu siehe jüngst überblicksartig Vögerl, Vertikale Preisbin- 
dung im Wandel?, ecolex 2009, 52. 
86) Beispiel: EuGH Rs C-234/89 - Delimifis. 
87) ZB Kommission 23.1 2.1 992 Lognese-lglo GmbH, 
lV/34.072, überholt durch EuG 8.6.1995, T-7/93; EuG 
23.10.2003 Von den Bergh Foods (HB Ice Creom Unilever), 
T-65/98. 
88) Nach vergleichsweiser Bereinigung kam es nicht einmal zu 
einer Weiterverfolgung des Geldbußenantrags durch die BWB 
(vgl http://www.bwb.gv.at/BWB/AktuelI/Archiv2007/parndorf 
radiusklausel~vergleich.htm). DOS LG Eisenstadt 14.2.2004, 4 
Cg 4/05w, hielt diese Radiusklausel für unbedenklich nach 5 1 
UWG. Der kartellrechtliche Feststellungsantrag des Mieters 
wurde vom OLG Wien als KOG 31.8.2007,25 Kt 108/06, man- 
gels rechtlichen Interesses zurückgewiesen. 
89) Vgl die Fälle in FN 88, 203 U 204. 
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mE aber auch zB die Vereinbarung einer geringfügig zu 
weit gehenden, am Rande des $ 17 ICartG angesiedelten 
Conduct of Business-Klausel bei Unternehmensenverb9') 
und sonstige wettbewerbsbehindernde Vertragskiauseln 
geringerer wettbewerbsrechtlicher Schwere (zB die von 
der BWB abgestellte, aber nicht abgestrafte Modul-7-Ver- 
einbarung des AR4-J~sterns~~)). 

Sonstige mindere Gesetzesverletzungen iSd $ 29 Z 2 
I<artG, deren geringerer Unrechtsgehalt sich nicht nur in 
der herabgesetzten Höchstgeldbuße (Kappungsgrenze nur 
1% des Umsatzes), sondern auch in der tatsächlich im Ein- 
zelfall zugemessenen Geldbuße ausdrücken muss. Auch 
hier wird fallspezifisch zu differenzieren sein. Hier gab es 
den - wohl vorsätzlichen und daher bestraften - Verstoß 
von Manne?') oder die - fahrlässigen und letztlich (Übri- 
gens entgegen dem BWB-Geldbußenantrag) nicht bestraf- 
ten - unrichtigen Angaben in einer Zusammenschlussan- 
meldung durch Wiesenthal") 

b) Organisationsgrad 

Ein hoher Organisationsgrad,"4) wie etwa im (freilich nicht 
nach österr Recht und nicht von österr Gerichten behandel- 
ten) Lornba~d-C/&Fall,'~) oder gar zB Maßnahmen zur I<ar- 
teildisziplin, Geheimhaltungs- oder Beweismittelvernich- 
tungsmaßnahmen oder Zwangsausübung bedeuten eine grö- 
ßere Schwere der Rechtsverletzung9" als eine lockere, ohne- 
dies nicht umgesetzte Gelegenheitsabsprache. Auch die Tat- 
sache allein, dass die Kartellmitglieder keine oder nur punk- 
tuelle Aufzeichnungen ihrer Besprechungen führten, kann 
(im Unterschied zur Vernichtung einer Dokumentation) 

noch keinen Erschwerungsgrund bilden.") Diese Aspekte 
könnten aber auch beim Verschulden, s U, geprüft werden. 
Schließlich wird die Schwere der Zuwiderhandlung von der 
Frage der Durchf~hrung/Umsetzung~~) und Auswirkung 
beeinflusst, ob also etwa Preise tatsächlich erhöht oder der 
Markt effektiv aufgeteilt wurden - natürlich besteht hier ein 
Zusammenhang mit dem unten zu behandelnden Kriterium 
der Bereicherung. 

C) Marktbetroffenheit 

Ein kartellrechtswidriges Verhalten fällt dann stärker ins Ge- 
wicht, wenn der betroffene Markt oligopolistisch ausgeprägt 
und für weitgehend homogene Güter von vornherein be- 
sonders anfällig für Wettbewerbsbeschränkungen ist.") 

Weiters ermisst man die Schwere auch am von der Rechts- 
verletzung betroffenen sachlichen und örtlichen Markt und dessen 
Umfan~ bei Beurteilung der Schwere des Verstoßes ist auf 
die Größe des Marktes und der relevanten Produkte Rück- 
sicht zu nehmen.''') 

Der Marktanteil jedes der beteiligten Unternehmen an dem 
Markt, der Gegenstand einer beschränkenden Verhaltens- 
weise war, ist ein objektives Kriterium, das zutreffend die 
Verantwortung jedes der Unternehmen an der Schädlichkeit 
dieser Verhaltensweise auf den Wettbewerb angibt."') 

Außerdem ist die Frage zu berücksichtigen, ob die Zuwider- 
handlung Auswirkungen auf den Markt hatte, also konkret 
schädlich war. Zwar ist nach stRsp ein Kartellverstoß auch 
dann gegeben, wenn er sich nicht auf den Markt (zB Preise 

90) Vgl Mielke/Welling, Kartellrechtliche Zulässigkeit von Con- 
duct of Business-Klauseln in Unternehmenskaufverträgen, BB 
2007,277. 
91) Vgl http://www.bwb.gv.at/BWB/Aktuell/Archiv2005/mo-dul 
7-vereinbarung.htm, Stand 28.12.2005. Ausf zum Gesamt- 

Fhema Hochreifer, Wettbewerbsbeschränkungen durch das ARA- 
Verpackungssammelsystem, in Wettbewerbsbericht der AK 2008 
[August 20081, 135-1 47. 
92) Siehe FN 60. 
92) Vgl OGH als KOG 27.2.2006, 16 Ok 52/05 - Erwerb von 
74% der Geschäftsanteile an SBS Fahrzeuge GmbH (Wiener 
Neudorf) durch Wiesenthal & Co AG. Kritisch dazu die am Ver- 
fahren beteiligte BWB auf ihrer Website http://www.bwb.gv.at/ 
BWB/Aktüell/-Archiv2006/-kog27022006.htm 
94) Vollmer in Münchener Kommentar, Band 2 (GWB) [2008], 
Rn 89 zu 5 81 GWB mwN. 
95) Kommission 11.6.2002, COMP/36.571/D-1 - Lombard- 
Club (Erste Bank, Bank Austria, Raiffeisen Zentralbank Öster- 
reich-RZB, BAWAG, P.S.K., Volksbanken AG, NÖ Landesbank- 
Hypothekenbank sowie Raiffeisenlandesbank Niederösterreich- 
Wien); noch beim EuGH anhängig. 

96) Erinnert sei an Kommission (wie in FN 154). 
97) OGH als KOG im lndustriechemikalienfall (FN 5) Punkt 11/5. 
98) Dazu s a Leitlinien (FN 26) Pkt 22. Das EuG meint, die tat- 
sächliche Umsetzung sei schon durch eine eventuell lange Dau- 
er der Absprachen indiziert, EuG 26.4.2007, T-1 09/02 ua - Bol- 
Iore ua (Carbonless Paper) - Rn 459. 
99) Vgl KG 7.1 1.1 980, WuW/E OLG 2369, 2374 - Programm- 
zeitschriften; lmmenga/Mestmäcker, Wettbewerbsrecht (GWB)4 
Rn 373. 
100) Vgl Langen/Bunfe, Kommentar Band 1 Deutsches Kartell- 
recht1° [2006], Rn 131 zu § 81 GWB mwN aus der dt Jud; EuG 
27.9.2006, T-330/01- Akzo Nobel - Rn 37. Im Gemein- 
schaftsrecht wird dieses Kriterium des Marktanteils und der 
Marktauswirkungen weniger stark bewertet als das Kriterium 
des Kartellzwecks und der Art der Absprachen, vgl EuG 
T-241/01 - Scandinavian Airlines - Rn 84. Dazu s a Leitlinien 
(FN 26) Pkt 22. 
101) EuG 6.5.2009, R-127/04 - KME Germany/Kommission - 
Rz 62; EuG 29. 4. 2004 - Tokai Carbon U. a./Kommission - 
T-236/01, T-239/01, T-244/01 bis T-246/01, T-251/01 und 
T-252101, Rn 197. 
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für Abnehmer) ausgewirkt hat.'") Für die Beurteilung der 
Schwere des Verstoßes i m  Rahmen der Geldbußenzu- 
messung ist aber sehr wohl näher zu differenzieren.Io3) Im 

Fall Multiplex/Constantin FiImverleih erachtete das OLG Wien 
als KOG den Marktmachtmissbrauch als „minderschweren 

Verstoß" iSd Leitlinien, weil er zu keinen umfassenden Aus- 
wirkungen am betroffenen Markt geführt habe."") Auch 
nach der Rsp von EuGH"'~) und der I~ommission"6) ist die 
Frage, ob eine Zuwiderhandlung konkrete Auswirkungen auf 

den Markt hatte, für die Beurteilung der Schwere der Zu- 
widerhandlung zu ber~cksichtigen.''~) Zuletzt minderte das 
EuG eine von der I<ommission verhängte Geldbuße gegen 
Pezgeot, weil Exportreduktionen auch auf fallende Preis- 

unterschiede und nicht nur auf kartellrechtswidriges Verhal- 
ten zurückzuführen waren."" Freilich kann eine Zuwider- 
handlung auch dann als schwer eingestuft werden, wenn sie 
keine Marktauswirkung hatte.'09) 

Ohne Abgrenzung des relevanten Marktes bestünde - wie 
auch der EuGHnO sagt - die Gefahr, ein Unternehmen zu 
Unrecht für komplexe Zuwiderhandlungen verantwortlich 

zu machen. Es wiegt schwerer, wenn eine Zuwiderhandlung 
branchenumfassend"') ist oder ein wesentliches Produkt be- 
trifft (geringere Schwere liegt vor, wenn die Zuwiderhand- 
lung sich %ur auf einen kleinen Markt be~ieht)."~) 

Die Marktabgrenzung bei Verstößen gegen das Icarteiiver- 
bot ist aber nicht im gleichen Präzisionsgrad erforderlich 
wie beim Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung 

oder bei ~usammenschlussfällen."~) Für die Beurteilung re- 
levant sind Menge und WertH4) der betroffenen Waren oder 
Dienstleistungen, also der kartellierte Um~at?'~) als Parame- 

ter für die wirtschaftliche Bedeutung und das Gewicht des 
Wettbewerbsver~toßes.'~~) Es ist schließlich einleuchtend, 
dass ein Wettbewerbsverstoß ein und des selben (angenom- 
men: großen) Unternehmens unterschiedliche Schwere 

hat, je nachdem ob es nun mit Mitbewerbern beispiels- 
weise bloß den Preis eines Nischenproduktes auf einem 
kleinen regionalen Markt (zB kartellierter Umsatz 15.000,- 
jährlich) oder die Preise von praktisch allen Produkten 

österreichweit (Produktumsatz viele Millionen) abgespro- 
chen hat. 

Ein weiterer Parameter ist der Marktanteil der Kartellan- 
ten:'") Je größer dieser ist, umso schwerwiegender kann der 
Verstoßu8) auf dem Markt sein. Die Berücksichtigung der 
Unternehmensgröße hat den Zweck, das Gewicht jedes ein- 

zelnen Unternehmens und damit die tatsächliche Auswir- 
kung der individuellen Zuwiderhandlung auf den Wettbe- 
werb zu berü~lrsichtigen."~) Eine rezente EuG-Entschei- 
dung spricht vom „spezifischen Gewicht" des Unterneh- 

102) ZB jüngst EuGH 4.6.2009, C-8/08 - T-Mobile Nether- 
lands, KPN Mobile NV, Orange Nederland NV, Vodafone Liber- 
tel NV gegen Raad van besfuur von de Nederlandse Mededin- 
gingsautoriteit - Rz 43: ,,Es ist weder erforderlich, dass der Wett- 
bewerb tatsächlich verhindert, eingeschränkt oder verfälscht 
wurde, noch, dass ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
diesem abgestimmten Verhalten und den Verbraucherpreisen 
besteht. Der lnformationsaustausch zwischen Wettbewerbern 
verfolgt einen wettbewerbswidrigen Zweck, wenn er geeignet 
ist, Unsicherheiten hinsichtlich des von den betreffenden Unter- 
nehmen ins Auge gefassten Verhaltens auszuräumen." 
103) EuGH (FN 102) Rz 31 : ,,Ob und in welchem AusmaO eine 
solche wettbewerbswidrige Wirkung tatsächlich eintritt, kann 
allenfalls für die Bemessung der Höhe etwaiger GeldbuOen und 
für Ansprüche auf Schadensersatz von Relevanz sein." 
104) OLG Wien als KG, 21.1 2.2005,26 Kt 95/03-50 - BWB ge- 
gen Multiplex/Consfanfin Filmverleih. 
105) EuGH 5.4.2006, T-279/02 - Degussa - Rn 247. 
106) Kommission 16.5.2000, IV/34.018 - Far East Trade Tariff 
Charges and Surcharges Agreement (FEnCSA) - Rn 181 ; 26.5. 
2004, COMP/C-3/37.980 - Souris-Topps - Rn 1 1. 
107) S dazu auch Kommission, Rs IV/E-1/35.860-B - Nahtlose 
Stahlrohre - Rn 160; 9.12.1998, lV/34.466 - Griechische Fähr- 
schiffe - Rn 148. 
108) The Commission had not taken sufficiently into account 
the role that declining price differentials had played in reducing 
exports. Aus: Kommission 9.7.2009, MEM0/09/328. Siehe EuG 
9.7.2009, T-450/05 - Peugeof. 
109) EuG 6.5.2009, R-127/04 - KME Germany/Kommission - 
Rz 63. 

110) EuGH 11.12.2003, T-61/99 - Adriatica di Navigazione - 
Rn 31. 
1 1 1) Vgl Beispielsfall EuG 13.1 2.2001, T-48/89 - Acerinox - 
Rn 85: Die Absprache zielte auf (fast) alle Abnehmer. 
1 12) Kommission 9.1 2.2004, Rs COMP lV/E-2/37.533 - Cho- 
linchlorid, Rn 199, wo die Kommission den Wert des Cholin- 
chlorid-Markts im Jahr 1997 im EWR in Höhe von EUR 52,6 Mio 
als mindernd wertete; s a KG WuW/E OLG 1.339 (1 348 f).  Voll- 
mer in Münchener Kommentar, Band 2 (GWB) [2008], R n  89 zu 

81 GWB. 
113) So auch stRsp im Gemeinschaftsrecht, zB EuG 21.2.1995, 
T-29/92 - SPO - Rn 74. 
1 14) EuG 13.1 2.2001, T-48/98 - Acerinox - Rn 89; s a Im- 
menga/Mestmäcker, Wettbewerbsrecht (GWB)4, Rn 371. 
1 15) Ähnlich und sehr schematisch die Leitlinien (FN 26) Pkt 13. 
11 6) Vgl Rn 6 der Leitlinien 2006 (s FN 26), dort ausdrücklich: 
,,Die Verbindung des Umsatzes auf den vom Verstoß betroffenen 
Märkten mit der Dauer stellt eine Formel dar, die die wirtschaft- 
liche Bedeutung der Zuwiderhandlung und das jeweilige Gewicht 
des einzelnen an der Zuwiderhandlung beteiligten Unterneh- 
mens angemessen wiedergibt." (Heworhebung vom Autor). 
1 17) Nach Gemeinschaftsrecht muss freilich die Strafe nicht pro- 
portional zur Größe des Unternehmens (im Vergleich zu den an- 
deren bestraften Unternehmen) am betroffenen Produktmarkt 
sein, vgl EuG 5.4.2006, T-279/02 - Degussa - Rn 46; EuGH 
18.5.2006, C-397/03 P - Archer Daniels Midland - Rn 101. 
118) So die Kommission 27.1 1.2002, 2005/471/EC, COMP/ 
E-1/37.152 - Plasferboard Gipsplatten -Rn 539-542, vom EuG 
(8.7.2008 T-53/03 - BPB - Rn 320/321) nicht beanstandet. 
11 9) EuG (FN 125) Rn 177. 
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m e n ~ . ' ~ ~ )  Umgekehrt belegt der Marktanteil noch nicht die 
wirtschaftliche Lei~tun~sfähigkeit'~') (zu dieser s U). 

d) Differenzierung 

Bei mehreren Kartellakten ist nach der relrttioen Schwere des Tab 

beitragsjedes ein~elnen von ihnen zu differenzieren; außerdem ist 
das Gewicht der bewiesenen Zuwiderhandlungen im Vergleich 
zur Gesamtheit der von der Wettbewerbsbehörde vorgeuofenen 
Zuwiderhandlungen in Relation zu setzen.'22) 

Einzelne Fälle aus der Judikatur lassen sich punkto Schwere 
und daraus abgeleiteter Geldbußenhöhe - wie der O G H  als 

KOG im Indz~striecbemikaLienfaLL betonte - kaum miteinander 

vergleichen - auch wenn dies aus der Sicht betroffener 

Unternehmen und im Hinblick auf den Gleichbehandlungs- 
grundsatz erstrebenswert wäre -, weil es wenig wahrschein- 
lich ist, dass die für sie kennzeichnenden Umstände wie die 
Märkte, die Waren, die Unternehmen und die betroffenen 
Zeiträume die gleichen sind.'23) Dazu kommen noch die wei- 

teren Differenzierungsgründe (Verschuldensgrad, Leistungs- 
fähigkeit usw). Die Berechnungsmethoden für eine Geldbu- 
ße - insb bei sinngemäßer Teilanwendung der Leitlinien 

durch die BWB (dazu s o) - sollten freilich bei konsistenter 
Anwendung unter Berücksichtigung des Gleichheitssatzes zu 
vergleichbaren - oder zumindest nachvollziehbaren - Er- 

gebnissen führen. 
H Fortsetzung in der OZK 6/2009 

120) EuG 8.7.2008, T-52/03 - Knauf (Gipspbften) - Rn 378: Es 
wurde ,,das spezifische Gewicht der Klägerin berücksichtigt, in- 
dem sie die einzelnen Unternehmen unter Zugrundelegung ih- 
res Marktanteils, der auf dem Umsatz aus dem Verkauf des be- 
treffenden Produkts auf den vier arößten Märkten in der Ge- - 
meinschaft, auf denen die Zuwiderhandlung begangen wurde, 
beruhte, unterschiedlich behandelte." 
121) Zutr EuG 13.1 2.2001, T-48/89 - Acerinox - Rn 95. 
122) Vgl EuGH 8.7.1999, C-49/92 P - Anic Parfezipazioni - 
Rn 150; EuGH 16.1 2.1 975, C-40/73 ua - Suiker Unie ua - 
Rn 623 wörtlich: ,,Schließlich ist für iede der in betracht kom- 

menden Klägerinnen zu ermitteln, welches Gewicht der vom 
Gerichtshof in ihrem Falle bejahten einzelnen Zuwiderhand- 
lung oder Mehrheit von Zuwiderhandlungen im Vergleich 
zur Gesamtheit der ihr von der Kommission vorgeworfenen 
Zuwiderhandlungen beizumessen ist. Soweit der Gerichtshof 
das Vorliegen einer Zuwiderhandlung bejaht hat, die von 
mehreren Klägerinnen begangen wurde, ist ferner die rela- 
tive Schwere des Tatbeitrags jeder einzelnen Klägerin zu prü- 
fen." 
123) So auch ausdr EuG (vgl FN 125) Rn 43 unter Hinweis auf 
die Vorjud d EuG. 



IE ELDBUSSENBEMESSUNG NACH 

30 KARTE ZCIC15 - TEIL I I  

H For tse tzung  des Bc i t ragcs ai is der  OZK 5/2009 

6 .  Die Dauer 

Iicgrifflich is i  a l x r  deniiocli stets zu uiitcrscliei<lcn zxi-ischcn 

<ier tarsäciiliciicn l l a i i c r  von Xuu.iclel-liaiidluiigcn un<l ilnrcr 

(lvcitcr untci i  l>cliandclicn) Sclio.crc, wie sic sich aus i i i rc in  

\\bscn crgil~t.'"! 

1111 Xiisam~iicnharig !mit der I l a u c i  ist zu bcrücksicliiigcn, o b  

i n  cinctii gcgehcncii %citraiiii, ciiic \'icizahl i -mi Ycrlcizungs- 

l i a n < l i i ~ i i ~ e i i ' ~ ~  rol-liegt, was sclio-ci-er \i-irlii, mlcr nur narigc. 

13ci cincr scli\i-anlrendcr Interisiiäi der %un;idcrhanr1lung i n  

cincni länget-cn Xci i rai im kani i  i i ic l i i  <ilinc \X-citcrcs ein fui- 

c in Jahr csiiiiitcltcr <;clcIl,iiiienbctr;ig ~ m i i  der Aiizali l dci-Jali- 

re inuli iplizicri u-ci-<ien. N u r  ~ c i i i i  dci- ;\iisgangsl>cirag aii- 

I ia i i i l  der Sc l iwxc  des gcsamicii (sclin-aril<ciidcn) \'crsioßcs 

cmi i i i e l i  \\-Ür<ic und damit bei-ciis dic uii icrscli icdlicl ici i lii- 

tcnsiiäien der %U\\-irlcrhancliiii?g widcl-spicgcli, xä rc  cinc 

scliliciiie h lu l r ip i i l~a i ion sac l igc rcc l i~ . '~~ '  

l i c i  zB in, Intci-nci icriiffctiiliclitciin \icrl>ariilsc~iiplcI~lii~igc~~ 

(vgl den Irill i~>irl,i~~ii>/iiid ~i%'/l~ll<< &,. I i ; i \O/Pi<- l l~~~~/~~; i  oder 
clcr vct-borccicii s a c i s c l l s s l c l f l g  l icgi  ein 

D a  das <;cl<il,iißciisysiciii crsi s i i i i  1.7.2002 i n  das i istcrrci- 

chischc Kai-tclll-echt cingclüi i r t  wortlcn ist und  zuvor I<artcl- 

Ic sira~rccl i i l ic l i  \w fo lg t  \vurdcii,"') ist f i ir a l l  c 1' \artclivcrgc- 

I icn bis 30.6.20112 - soweit noch i i ich i  rcrjälii-r - das Stt-afgc~. 

richt zustäirdig (dic cinzigcn heute i iocl i  hcstchcndcii s t d  

rcclitliclicn Rclilrtc sind $$ 146-148 i i i i c l  $ 16Sb St<;B). 1;iiic 

\'erhäi~gung von <;cl<il>ußcii <lrircli das liaricligci-iclit fui- 

Xciträuiiic i.ov dem 17.2002 ist aiisgcsclil«sscii."" D e r  Ixi 

124) So aurdr LongedBvnte, Kommentar Bond 1 Deutsches 
Kor te l l re~ht '~  [2006], Rn 131 zu 5 81 GWB. 
125) EuG 8.10.2008, T-68/04 - SGL Corbon (Kronzeuge Mor- 
gon Crucible) wegen Kohlenstoff- und Grophitprodukten - 
Rn 109. 
126) So will dies die Kommission handhaben, die übrigens kei- 
ne gleichwertige Abrundung anwendet, s Leitlinien (vgl FN 26) 
Rn 24. Kritisch dazu mit Blick auf das nationale Recht: Bechtold 
in Bechtold/Otting, Kortellgeseiz4 [ZOO61 Rn 32 zu 5 81 GWB. 
1271 Ebenso ablehnend OGH ols KOG 26.62006, 16 Ok 3/06 
- B ~ B / ~ v l t i ~ l e x / ~ o n s t o n t i n  Filmverleih. 
1281 OGH als KOG IFN 1271. 
129i EuG 8.7.2008, T-52/03 - Knouf [Gipsplotten] - Rn 438. 
130) Sold, Dor Verfahren vor dem Kartellgericht [ZOO61 Rn 516 
T U  OGH 01s KOG 20.12.2004, 16 Ok 21/04 - Fachverband 
Werbung der WKO [PR-Berater). 
131) Im Detail s Hummer, Geldbußenbemessung im österr Auf- 
rugskortell, ecolen 2008, 146. 
132) Im Grazer Fohrschvlkortell kündigte die BWB an, Strafon- 
zeige bei der StA für die Zeiträume vor dem 1.7.2002 zu er- 
StCltten. 
133) Nach Art V Abs 6 und 7 BGBI. I Nr 62/2002 ist der XIV. 
Abschnitt des Kartellgesetzes 1988 (55 129 bis 141, das waren 
die gerichtlichen Strafbestimmungen) auf strofbore Handlun- 
gen, die vor dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Art II 
(1.7.2002) begangen worden sind, weiter anzuwenden. Die 
Neufoszung des 5 142 Z 1 und Z 2 lit o KariG 1988 (Einführung 
des Geldbußensystems sioii der strofgerichilichen Verfolgung) 
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7. Die Bereicherung 

Die I'rzgc der H r i c i d r y q  ist iii dci- lial-tclll-cchtliclicri I'rnsis 
äußcsst pi-ol,lcii~aiiscli,"~ iin iiiiropoyli;ill schärztc das I trstgc- 
riclit l!.llR 20 bis 41 hlio pro Jahr. Scliwicrigc 13cwcisi.esläli- 
rcii bis i n  die Analyse der Declrii~igsl~citsags~cclinung d u  I<w.. 
tcllanicii scheinen voipi-ograriiinicrr zu sein, auch umin ciiic 
i\bscliiipfi~iig der Bcrciclicsuiig iiach iiR iiicht v<irgcsclicii 
ist."" Iliiigegcri lkoiiiini 1x3 des Bcincssoiig v o n  C;cicibiißcn 
nach $ 29 Z 2 lit c Kar(<; dem Mcrlmlal der fchlecidcii Bcrci- 
chcruog - aiidci-s als etwa l x i  $29 Z 1 lit a I<ast<; -mir uiitcr- 
gcot-cinctc 13cdciit~i:ig zu, ist cs doch scli\vcs i-orstcllbar, dass 
die Niclitcrfüliuiig ciiics Auftrags nach $ I l a  rllis 2 \ki ih<;  als 
solclic iibcslraopi zu einer I3crciclicrurig fiihscii I~anii.'"! 

zügiicli ciiicr hrarge, die siclici-sicllt, dass dic %wi-iderliand- 
liiiig niclii Iblge ciiics liaiifiiiäiiiiiscli-raii<>~i;~Ic~, I\allds xcr- 

clcn lk;inn"'J~ Ilas I h i n  a l m  [I? /p /d# ZLICI? c7ichi 21s allein 
ricliiigc ,\imagc gclicn. l h i n  das <;csciz siclii dic 13csciclic- 
rwig (den I<at-tcllgcu.iiiii) nicht als p r i m k e s  oder  einzi- 
ges, sondern  n u r  als eines von mehreren gleiclirangi- 
genl-"'J Sii-af/iiiucssorigsl~sitcsic~~ und sichi cinc <;c\i-iniialj- 
schiipfiing gar  nicht \-OS. 

i\iigcsichis \-on <;clrll~ullcn oft i i i  hlillionciil~ijhc, wird dic 
Ljnx-~l~ält i i ist i iäi l igl~eit  iiiclit Icicliifcriig aiizrinclmicii scin. 

;\LI: rccliiso-idrig wäre es, \i-cmi das <;criciit jede I~csisicliiing 
zur 13crciclicrung iinicrlässt und dieses gcsctzlicli i.orgcsclirie- 

ist auf Sachver-halte nicht anzuwenden, die vor dem 17,2002 
vewirklicht worden sind. Auch OGH als KOG 27.2.2006, 16 
Ok 49/05 - Erste Bonk - ousdr: ,,Die Bestimmung des 5 130 
KartG wurde zwar mit der KortG-Nov 2002 (BGBl I Nr 6212002) 
aufgehoben, ist aber zufolge der Übergangsbestimmung dieser 
Novelle für Handlungen, die vor dem Zeitpunkt des Inkrofttre- 
tens begongen wurden, weiter anzuwenden (vgl Art V Abs 6 der 
KortG-Nov 2002, der zufolge 5 87 Abs 3 KartG 2005 weiter on- 
zuwenden ist)." 
134) OLG Wien als KG 22. 12. 2006, 27 Kt 20, 24, 27/06. 
135) OLG Wien als KG s FN 12. 
136) Im Lenzing Lyocell-Fall sah das Erstgericht die Bereiche- 
rung in der frühzeitigeren Gewinnung von Synergien. 
137) So ausdr Reimer, Das kartellrechtliche Geldbußensystem, 
39; OGH als KOG Europay Bonkornotvertrog (FN 11). 
138) So zu Recht OGH ols KOG 21.1.2008, 16 Ok 8107 -Auf- 
trog zur Beonfwortung eines BWB-Auskunftsverlangens (Geld- 

buße gg Monner AG) Bronchenvntersiichung Lebensmittelein- 
zelhondel. 
139) OGH als KOG im lndustriechemikolienkorteII(FN 5) Pkt 11.1; 
OGH als KOG Aukvsgskortell (FN 4) Nr 1.3.3 unter Hinweis auf 
Bechtold/Bosch/Brinker/Hirsbrunner, EG-Kartellrecht V0  1 /2003 
Art 23 Rn 30. 
140) Vgl OGH als KOG Europoy (FN 11) Pkt 16.7. 
141) OGH als KOG Europoy Bonkomatvertrog (FN 11) Pkt 
1.16.7. (,,plausible Schätzung"). Auch das EuG hält eine exakte 
Beweisführung für überzogen, Ger 1 8.7.2008, T-53/03 - BPB 
(Plosterboord Gipsplotten) - Rn 307. 
142) HM u stRsp, OGH 1.91999. 9 ObA 101/99i. 
143) Ob das Ergebnis der Anwendung von 8 273 ZPO richtig ist, 
fällt in den Bereich der rechtlichen Beurteilung; vgl Stohanzl, 
JN-ZPO" [2002] E 7 u 9 zu 5 273 ZPO; Rechbergerin Fasching/ 
Konecny, Kommentor zu den Zivilproressgesetzen2 [2004], 12-1 3 
ZU 5 273. 



In dicsein Zusammciil~aiig ist natürlich aucli vor\veg zu lpcu- 
Ten, «I> liartcllal>spracl?cn iiiiigescrzt orlci- - wie so  oft  (Sticli- 
~vort :  „<:lul> der hlcincidl>aiicl-ii", „l<Cunion des tiiciitcul-s') - 
gar iiicht iimgcsciz~/<lirrchgcfiil~ir \T-ui-<lcn \fcrii-agsl<artclic 
wct-dcii iiacli i\iisiclit des (X; I I iliircligcfülirt, n-cnn sich die 
13etciligtcii aii dic nri t l~c\~~crl>sl~csci isäi ikendc \fcrcinliaruiig 
Iialicn und diese iladurcli außcmvil-ksaiii realisicrcn; cnr- 
sclicidcnd sei, ol> das Kat.tc11 cinc i\uiknwirliuiig cnrfaltcr."'! 
Olitic liniscizutig lkann cs ml:, lkcinc Hci-eicl~cruiig geben. 

gi.iind, dass \'ct-cinl>aruiigeti oder \'erliairciis\vcisrn niclit 

iimgcsctzt wut-dcn und sich auf dem hIal-kt nicht spürlxu 
nuswirktcii."'~ Dies sieht auch der I<u<;Il (hci I3currcilung 

MI: \ri-kiirzt uiicl soiliii irrcfüliiciid ist es, wenn der <)<;I-1 
als I<<><,; (unter ßci-iifung auf den I s ~ G l ~ i )  sagt, „die iat- 
sächlichen Auswirkungen einer \fcsciiihai-iing <i<lct- cincs Rc- 
sclilusscs cincr L!iitesiicliiricnsvcrci~~ig~~~ig binuchcn niclit 
bcl-üclrsiclitigt zu \ircrdcii, wenn diese (diesci-) ci-siclitliclr cinc 
\'crliinclesu~ig, l iinscliräiilwiig rxlcl- \'crfilscliiii>g des \Vctt- 

hcwerhs hczueckt".'") 

liiiic „sorgfältige Uiiisctziiiig" der i\bspraclicii indiziert cinc 
i\iis\i.ii-kuiig auf dcti Markt."'] Umgelrclii-t kann die liiici- 
iiigkcit der 1<artclliiiitglic~ic die hiai-kiausn.il-kung in I h g c  
sicllcn,"') so  mic 213 heim In~li~striccliciiiilialicnl~a~teII.~~~~~ 13c- 
gi-ifflicli sind liiiiscizuiig dci-\'ci-cinbal-ung und ,\us\virkurig 
auf den hlarkt aber - ülxigctis auch in1 C;cmciriscliafts- 
recht"" - zu untci-sclicidcti. 

144) So ober erscheint es in OLG Wien (Aukugrfoll vgl FN 12) 
S 135 u 136: ,,Auf eine konkrete Bereicherung ist - man- 
gels Feststellung - bei der Festsetzung nicht Bedacht zu neh- 
men." 
145) Zutreffend OGH als KOG lndvstriechemikolienkortell (FN 5) 
Punkt 11/6. 
146) OGH 01s KOG (Indust~echemikolienkorteII, FN 5) unter 
Berufung auf die Evropoy-Entscheidung (FN 11). Kritisch dazu 
Brugger, Entscheidungsanmerkung, ecolen 2009 (Heft 6). 
147) OGH 01s KOG 8.10.2008, 16 Ok 8/08 - BUWOG oo Ab- 
stellungs- und Feststellungsontrag gegen Otis, Kone, Schindler, 
Hovshohn, Doppelmoyr, ThyssenKrupp wegen Aufiugskortell - 
Pkt 4.3. 
148) Im Gemeinschaftsrecht sei die Frage der Umsetzung irre- 
levant (vgl EuG 26.4.2007, T-109/02 ua - iJollor6 vo Corbon- 
less Poper - Rn 451). weil die Bereicherung kein ausdr genann- 
tes Kriterium des Art 23 Abs 3 V 0  1/2003 ist. 
149) Vgl Kommission 26.5.2004, COMPK-3/37.980 - Sou- 
ris - Topps PokGmon-Aufkleber - Rn 182. Kommission, 18.7. 
2001, COMP/E-1/36.490 - Grophitelektroden - Rn 235; 9.12. 
1998, lV/34.466 - Griechische Fährschiffe - Rn 148. Da 
Abweichungen von einer Vereinbarung in Kartellen häufig vor- 
kommen, ist die gelegentliche oder befristete Nichtanwendung 
bestimmter Teile einer Gesomtvereinborung - im Gemein- 
schaffsrecht - nicht als mildernder Umstand anzusehen; Kom- 
mission 10.12.2003, COMP/E-2/37.857 - Kronzeuge Akzo, 
Atofino (Atochem], Perorso wo (Organische Peroxide] - Rn 486. 
150) EuG T-38/02 - Groripe Donone - Rz 148: ,,Auch eine teilw 
Umsetzung ... genügt, um auszuschließen, dass diese Verein- 
barung sich nicht auf den Markt ausgewirkt hat." 

151) EuGH 5.4.2006, Rs T-279/02 - Degusso - Rn 247. 
152) Vgl EuGH C-1 94/99 - Thyssyssen Sfohl- Rn 11 8; EuG 26.4. 
2007 T-109/02 uo - Bollor6 vo - Rn 451; EuG 30.9.2003, 
T-203/01 - Michelin/Commission, Rn 258/259. 
153) Vgl EuG 9.7.2003, T-224/00 - Archer- Rn 150/151 wört- 
lich: "[ ... ] in order to osserr the actual effect of an infringement 
on the morket, the Commission must toke os a reference the 
competition that would normally exist if there were no infringe- 
ment. [...I there must be a finding [...I that such agreements 
have in foct enabled the undertakings concerned to achieve o 
higher level of transaction price than thot which would hove 
prevailed had there been no cortel." 
154) Vgl Kommission 10.12.2003, COMP/E-2/37.857- Kron- 
reuoe Akro. Afofino iAfochemJ. Perorso uo lOraonische Peroni- " . 
de) - Rn 433. 
1551 RIS-Justiz RS 0120477: OGH als KOG 20.12.2005. 16 Ok 
45/05 - Honorarordnung der Baumeister (HOB]. 
156) So EuGH 27.9.2006, T 43/02 - lungbunzlauer Zitronen- 
sävremorkt - Rn 156ff; EuGH 18.6.2008, T-410/03 - Höchst - 
Rn 247. 

dusfriechemikolienkortell - wörtlich: ,,Die wechselseitigen Ver- 
einbarungen ... [wurden] jedoch im größeren Ausmaß nicht 
eingehalten". 
159) Kommission 11.12.2001, 2003/437/EG, COMP/E.l/ 
37.027, ABI 2003 L 153 - Zinkphosphotkorfell von BNtonnio 
Alloys & Chemicols Ltd, Hevboch GmbH & Co. KG, Jomes 
Brown Ltd, Societe Novvelle des Couleurs Zinciques S.A., Tri- 
dent Alloys Ltd und Woordols Kjemiske Fobrikker A/S - Rn 282. 
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%LI licl-iiclsichtigcii ist r i i l ; ,  auch als hli ldcruiigsgrrin6 (111x1 

i i ichi  nur als allfälliger I:rscliwci-ii~igsg~-i~~iiI'~'~), ol> jciiiatid 

durch rlic %u\i~idcriiaiir i lr~ng gcsciiädigt w i i d e i i  ist (inaX' o l l  

sich die Kartcllanicn I>creiclicit ihal>cn) oder nicht. All; lkaiiii 

inan zn~ischcn dcni cingcircienen Scllildcn und dein \virt- 

scliafiliclicn \'oitcil i i icl it i l i i i i icr  klar diffcsciiiict-en, weil 

i x idc  Ki i tcr icn zuciiiandcr i n  I<ori-cliiti<iii stclieci.'"! \Y'~~iir<icii 

i\l>iielimci- i i icl it gcsciiädigt, ist dies ein hlildcl-~~ii~s~l-~~r~cl.~~~~! 

I lc i -  O G I - I  sah <las abcs i in  Ikll i i l l "~ i i / i \ i~ i I / i / , /~ .~ / ( .B i i~~~~i i / i i~  

J~iiiiiwrhvh aalidci-s.'"'i i\I>cr aiicli lbci sclit- großer I>csciclicl-iiiig 

ist dic <~el i i l>ul lc -\i.ic der 1:aii /:,iropq Rni,ko/irn/iri./n zeigt - 

ciiclit autoinaiiscli an  der Ol>crgrciizc zu oricriiiel-cn.'"" 

Unigcikclil-r isi c i i i  (trotz des i<al-rclli-cclitsvci-st(~iics citigcirc- 

tcncr i ~ n d  cssi cxpai/  fcstgcsicllicr) - cigciitlicli uiicr\vsitctci 

- wimc l ia l i l i c l i c  hiisscl-folg der I<al-tcllici-iiiig i i i c l i i  gccig- 

nci. dic Sciiwcsc zu ~ i i ik ic i -dM3) 

8. Das Verschulden 

U) Allgemein 

I:in \'cl-scliiil<icii des lxxatciidcn ,\nnalts ist dcru Il i i tcl-- 

ncliri icn mzui-ccliiieiii"") (das gilt auch bei I'ioiessiiiiii<lliii,- 
<,c,,'~"!). 
~> 

Iiii Ilal i i i ic i i  rlcs Iral-tcl lgcricl i i l icl ic~i Vcrfalirciis is i  es - ~ -  a n  

dcss als etwa iin gcricli i l icl icn Strafvcifali ici i - iiicl it ci-Tor-. 

dcrlicli, die cinzclncn (scliuldliaft) i iaiidclndcii Pcl-simc~i zu 

i<lcniifizicrcn, ziitiial das die I:ffcl<iivität dci- Kai-tclh:erfol- 

g i ~ n g  sehr crsch\\-ctcn kijmiic.'-"J 

b) Vorsatz 

\'orsaiz n-urdc jutlizicri, \vciiii <las Ui i tcr i ie l i i r ic i i  wusste, 

dass das I>ctroffciic \'cl-iraltcn auf cinc I<iiiscliriinl<uii::lig dcs 

\\;Ciibc\vci-1,s al>zielic."J 1';ihrlässig I ia~ir lc l t  hingegen, ~ c i  

die iLlijgliciil<cit cicr ' l i t l~cs ia i i c i s i . c~~~i r l~ l i c l~~~ng  i i ic l i t  cr- 

hciiiii, <il,n.olil cl- sie lhci sorgf i l i igcm \'criialtcii liätrc cshcm 

nc i i  k i i i i i i ~ i i . ~ ~ ~ !  I l i c  'I<hcsc, \ ionach ciric faliilässigc B c g e ~  

hui ig  ciiics Kai-tcllicrsiolics lkaiim i n  l k t i n c l i i  I«~inin~,~~" ist 

i n  dicser i\llgcnicinlicir iiiizotrcffcnil. 

160) Vgl EuG 14.5.1 998, T-308194 - Coscades - Rn 230. 
161) Ggt OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06 - BWB/Multi- 
plen/Consfontin Filmverleih. 
162) Vollmer in Münchener Kommentar, Bond 2 (GWB) [2008], 
Rn 89 zu 5 81 GWB hingegen differenziert zwischen dem von ihm 
anerkonnten Kriterium des eingetretenen Schadens und dem von 
ihm nicht anerkannten Kriterium des wirtschaftlichen Vorteils. 
163) Vgl r 8  OLG Düsseldorf, 8uWIE DE-R 1733, 1747, 1748; 
LKortB Boden-Würtemberg vom 7.5.1971, WUW/E LKortB 151, 
156 - Positionslisten; Immenga/Mestmäcker, Wettbewerbsrecht 
(GWBj4 Rn 372. 
164) OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06 - BWß/Multi- 
plex/Constonfin Filmverleih: ,,Dass [...I im Einzelfall kein Scha- 
den entstand, weil sich die entsprechenden Erfolgserwortungen 
der Antrogsgegnerin nicht verwirklichten, bedeutet lediglich, 
dass [...I hier für eine Erhöhung der Geldbuße kein Roum 
bleibt. Diesen Umstond [...I ausdrücklich als ,mildernd' zu wer- 
ten, wäre jedoch verfehlt." 
165) OGH als KOG Europoy Bankomatvertrag (FN 11) Pkt 11.2. 
166) OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06 - BWWMulti-plen/ 
Constantin Filmverleih. 

167) OGH als KOG 27.2.2006, 16 Ok 52/05 Pkt 1 unter Be- 
rufung auf OGH als KOG 20.1 2.2004, 16 Ok 12/04 - BWBfle- 
lekoni Ausfria TikTak-Torlf. 
168) OLG Wien als KOG 7.6.2005, 27 Kt 245104 - Lenzing Ly- 
ocell-Geldbuße (zit noch Grvber, Kortellrecht [2008] E 32 zu 
5 30) 
169) OGH 7.8.2008, 6 Ob  156108~. 
170) So auch EuGH 18.9.2003, C-338100 P - Volkswagen/ 
Kommission, Rn 98. 
171) Siehe zB Kommission 30.10.2002, COMPl35.587 - PO 
Video Gomes - Rn 377. 
172) Münchener Kommentar, Europäisches und Deutsches 
Wettbewerbsrecht (Kartellrecht), Bond 2 (GWB), Rn 62 zu $ 81. 
173) Engelsing/Schneider, Münchener Kommentar Europöi- 
sches und Deutsches Wettbewerbsrecht (Kartellrechti. V 0  
112003, Art 23, Rn 148. 
1741 RIS-Justiz RS0124670; OGH als KOG (Designer Outlet . " 
~enter ,  s FN 203); OGH ols KOG (Einkoufsrentrvrn, s FN 204, 
Pkt 3.1) unter Berufung auf Eilmansbemer in Streinz. EUVIEGV 
Art 81 'Rz 3; ~ ö s c h e l j n  1rnmengo/~e&öcker, ~e l tbewerbs -  
recht* EGITeil 1, Art 81 EG Rz 65 f. 



cicmciitc l ic i  i i c i  <;cl<Il>uiiciihcti~cssi~~~g sclis whl ganz 

\vicIiiig. 

%LI untci.sclici<icn ist auch, ol> ziclgcrichtctc und plmnäi3ig- 

s)-stcmatisclic i \ lx icl i t  voslicgt oder iiicht.'""J 

C) Schweres/leichtes Verschulden 

175) Auch der nicht in der selben Branche tätige Organisator 
(hier: das Schweizer Beratungsunternehmen AC-Treuhand, das 
ab Ende 1993 eine Schlüsselrolle im Kartell hatte, sei- 
ne Zusammenkünfte organisierte und belastendes Material vcr- 
borg) kann als Kartellant bestraft werden, vgl EuG 8.7.2008, T- 
99/04 - AC-Treuhand (Organische Peroxide]. Grundlegend da- 
zu FSchuhmacher, Das Urteil AC-Treuhand, ZfRV 2009, 9. Weil 
es für die Beteiligung eines Berotungsunternehmens noch kei- 
nen Präredenzfoll gab, beschränkte die Kommission die Geld- 
buße für die AC-Treuhondouf einen symbolischen Betrag. Zwar 
habe die Kommission schon 1980 eine Entscheidung an einen 
OrganisatorlMittler des italienischen Gloskartells gerichtet 
(Kommission 17.1 2.1980, ABI 1980 L 383, 19 - Gussglas in Ito- 
lien), in anderen Entscheidungen nach 1980 sei nicht immer der 
gleiche Ansatz vertreten worden und das sei bei der Festsetzung 
der Geldbuße zu berücksichtigen gewesen; Kommission (wie in 
FN 154) Rn 454. 
176) In EiiG 18.6.2008, T-410/03 - Hoechst/Kommission - 
Rn 432-438 kam es zu einer Reduktion der Geldbuße, weil die 
Kommission den erschwerenden Aspekt der Anführerschaft 
nicht deutlich genug in der Mitteilung der Beschwerdepunkte 
(..SO! herausoestrichen (und dadurch die Verteidiaunasmöa- . . " 

lichkeiten verletzt) hatte. 
177) S zB Kommission 31.5.2006. COMPIF/38.645 - Maetho- 
cYl& - Rn 374; r o Kommission 29.6.2001, COMPIF- 
2136.693 - Volkswagen -Rn 234. 
178) OGH ols KOG 20.12.2004, 16 Ok 21/04 - Fachver- 
band Werbung der WKO (PR-Berater): Wegen Herausgabe ei- 
ner Verbandsempfehlung wurde die Geldbuße mit einem 
Fünftel des Höchstbetroges bzw einem Zehntel des dem Foch- 
verband verbleibenden Preisbudgets auf EUR 7.000,- bemes- 
sen. 
179) OLG Wien als KG 2.4.2004, 25 Kt 38/04-12 - Bundes- 
gremium für den Großhandel mit Wwen der Roumovsstottung 

sclicii B~i~i< icska i . t e l l a~ i i t s '~~  ist die I:alirlässiglicil als hii l i lc- 

ruiigsgriiiid ancikaniit. 

J i i i i  schwercs \'cl-sclirildcii liegt zli vor, \i-cnn gegcii cinc 

lilnr-c Rccliislagc ~ersioßci i  n-ird.'"~ 

wegen Nichtbefolgung des kortellgerichtlichen Auftrages - (i i t  
noch Gruber, Kortellrecht [ZOO81 E 33 zu 5 30). 
180) OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06 - BWB/Multiplex/ 
Constontin Filmverleih. 
181) FN 26, Rn 29 zweiter Spiegelstrich. 
182) Bundeskortellamt, Bekanntmachung 38/2006 vom 15.9. 
2006, Punkte 11 und 18: bei fahrlässiger Begehung Reduktion 
des Grundbetrogs ouf die Hälfte. 
183) Zum Begriff siehe zß 5 5 VStG, 5 9 FinStrG, 5 9 SfGB. 
184) Vgl zum die Schuld nicht ausschließenden Rechtsirrtum 
5 34 Abs 1 Z 12 StGB, dessen Wertungen ollgemeiner Art - 
selbst ohne (I) Analogie - im Rahmen des 5 30 KortG zu be- 
rücksichtigen sind. 
185) OGH (FN 165) Pkt 1.16.3 lehnt mangels Lücke eine gene- 
relle Analogie zu allen Bestimmungen des 5 34 StGB ob; 5 30 
KartG sei keine ergänzungsbedürftige Regelung. 
186) Die Kommission 8.12.1999, IVIE-1/35.860-B - Dolmine 
Nahtlose Stohlrohre -, Rn 1681169 gewährte aus einem sol- 
chen Milderungsgrund 10% Minderung des Grundbetroges. In 
der Entscheidung Kommission 21.1.1998, lVl35.814 - Alloy 
surchorge (Acerinox, ALZ, KruppThyssenNirosto u o] R n  83-84 
ergaben sich bis ru 30% Minderung. 
187) Wenn nicht spezial- oder generolpräventive Gründe do- 
gegen sprechen wandte OGH als KOG 27.2.2006, 16 Ok 
52/05, 5 42 StGB und 5 21 Abs 1 VStG analog an. Kritisch 
dazu Neumonn, zur mangelnden Strafwürdigkeit bei der 
Verhängung von Geldbußen noch dem KortG, ecolex 2009, 
416. 

562. 
189) OLG Wien als KG 7.6.2005, 27 Kt 245104 - Lenzing Lyo- 
cell-Geldbuße (rit noch Gruber, Kartellrecht E 20 zu Fj 30 KortG) 
spricht missverständlich von schwerem ,,Verstoß". 
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Aiicli die pcrsijnlichc hlot i \xt ion (I-iicl<siclitsloscs Gcwitin- 

streben?) iind die koiilrrcrc Rollt““) io i  I<artcll kaiiii lierück- 

siclirigt wci-dcii.""' 

Ilartiiäckiglrcit oder ciiic führciidc Ilollc wiegt schu-ci-, wii-1- 

scliaftlichc Notlage \vcriigcr."" 

T3ci Nic l i tc~~f i i l lung rcclitskräftigcr I<ai-tcllgcricl~rsaiifrragc - 

wic in? Fall i\~Imia.- ist eine i\usmcssung ilci- <;cldl>uße x l i  

hlol3 in1 13crcich r o i i  weniger als fLiiif Pi-oinillc dcs Umsaizcs 

riicht ausrciclicd; Ikiiapp w i i i gc r  als 10% dcl- zuiässigcn 

Olicrgrciize crscliicn i m  Iiiiizclfall'"" migcriicsscii. 

d) Problem ,,MEA 

l i s  ist zu l>eriicksichtigcn, dass va i m  i\li\i-ci?driiigsbcreicl~ 
iici- ,,Selbstbemessung" (Sclbstfrcistclliing) ~ i ac l i  ,irr I 
Abs 2 V 0  1/2003 i\'m i\rt 81 Abs 3 I:<; bzw nach $ 2 r \ l x  

1 I<al-i<; <iiirchaus siritiigc i\bgrcrizuiigsfragcii csisticrcn, zB 
lxi Bc~~r tc i lung  der ICffifiziciizcinrcrlc rxlcr Liiicriässliclikcii 

oder bei dcc I7ragc, ob iihcrhaupt ciiic \Yeltl>cwerl,sI>c- 

sclrränl~ung vorliegt. I l c r  iiiare ccoiioiiiii irjqiiioiirl, fl\il:/lj er- 

Iciclmi-1 hcka~iiit l icli nicht die I'rogiii>stixicrl,ii~lieit des ka1.- 

tcIlbch«r~llichcn I:iiischät~utig, soiidcin bcdcutct ein I lc f iz i t  

a n  Rcclitssiclicrhcit.'n') I m  Gi-aulicl-eich isi  für das Uiitcr- 

I)ai>ci ist auch die ICiscli\i~ci-nis zu Iiciücksich~igcii, dass u.ir 

i n  (istci-rcicii kciiic <;\'<I I ialxn, die ciiic Bcurtciliing riclcs 

Sacliicrlialtc cslcichteir würilc.'""' ~\ l>cr auch 1:clilcinscliäi- 

ziitigmi aiiliand ciiici- gciiiciiiscliafrsl-cci?tlicI~cti Gi'O lioii.. 

ncn je nach Fall diircliaus gci-ingc Schuld rxicr Scliul<ilosig~ 

l ic i i  I>cdcuicn. 

i iuc l i  bei dci i  gciicrcll sciiwierigen - und w i i  I%lI zii I7aIl ab.. 

n.cicliciidcti - Marktabgrenzungen (r-cicva~it iia fiir die 

Scll>stfrcisielluiig oder i\iarl<tl>clicrrscl~~~~~gsIragc) Ikljnncn 

<lui.cIiaus rci-ti-ciix~i-c Sicliro-eise~i I>cstciicn, die citimal von 

der 13\V13 oder ein aii<ierinal \wn I<asicllgcricht oder I<OG 

tiicli l gctciit wer<lcri. I h s  xcigic sich etwa jiiiigst ini  %W 

sammcnschliissfall ;Mo.rn I lo/iiii~<i/.~$rin ;\i&ii AC; lhclr (;ia- 

iis~~:i-ocliciizcitungc~~~'~"' oder Ixi der - vom bel~aniiteii l i \ Y W  
Stan<lpunlrr (vgl I$ic!q Ou//c/ ( r ~ v  ibr~/o!j>"3 ainvciclmi- 

190) Vgl zB Loewenheim/Meessen/Riesenkomp~ Kartellrecht 
[2006], Rn 64 zu 5 81 GWB; LongedBunte, Kommentar Band 1 
Deutsches Kortellre~ht'~, Rn 132 zu 5 81 GWB. 
191) AA ober EuGH 18.9.2003, C-338/00 P - Volkswagen/ 
Kommission - Rn 91-98. EuG 8.7.2004, T-67/00 ua - IFE En- 
gineering, Nippon Steel, IFE Steel, Sumimoto Met01 - Rn 370 
wörtlich: ,,Dass einzelne Unternehmen bei der Verfolgung eines 
gemeinsamen Zieles unterschiedliche Rollen spielten, ändert 
nichts an dem wettbewerbswidrigen Zweck und damit an der 
Zuwiderhandlung, sofern jedes Unternehmen auf seiner Ebene 
zur Verfolgung des gemeinsamen Ziels beitrug" unter Hinweis 
auf EuG 153.2000, T-25/95 ua - Cimenteries CBR. 
192) So ausdr Longen/Bunte Kommentar Bond 1 Deutsches 
Kortellre~ht'~, Rn 131 zu 5 81 GWB mwN. 
193) Die erstinstonrliche Geldbuße wurde verdoppelt: OGH als 
KOG 21.1.2008, 16 Ok 8/07 - Auftrog zur Beantwortung eines 
BWB-Auskunftsverlongens bei der Broncheniintersuchung Le- 
bensmitfeleinzelhondel (Geldbuße gg Monner AG). 
194) OGH als KOG IFN 1651 Pkt 16.4 wörtlich: ,, 1 . l  im Hinblick . . 
auf die über lange Zeit andauernden Kartellrechtsverstöße in 
zwei Richtungen, die morktabschottenden Auswirkungen auf ei- 
nen ganzen Wirtschoftssektor, den hohen Morktonteil der An- 
tragsgegnerin und die durch Ausschaltung des Entgeltwettbe- 
werbs bewirkte vermögensrechtliche Schödigung der anderen 
Morktteilnehmer schweres Verschulden vorzuwerfen ist." 
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195) Dazu Dieter Schmidtchen, Der ,,more economic opprooch" 
in der Wettbewerbspolitik, WUW 2006, 6 (inrb 12). 
196) Beispielsweise teilte der OGH als KOG 2012.2004. 16 Ok 
22/04, nicht die Ansicht der BWB, dass die Bildhonorarordnvng 
2003 der Bundesinniing der Fotografen Kortellchorakter habe 
und gegen Art 81 EG verstoße. 
197) Freistellung gem Art 81 Abs 3 EG bis 31.12.2007 gem 
Kommission 24.7.2002, COMP/29.373 - Viso lnternationol 
Multilateral lnferchonge Fee. Nun ist ober wieder ein Verf an- 
hängig (vgl Kommission 6.4.2009, MEMO /09/151). 
198) Verstoß gg Art 81 EG, Art 53 EWR festgestellt, von einer 
Geldbuße wurde ober obsesehen, Kommission 19.12.2007. 

WUW 2006, 17. Schließlich kam es zu einer Einigung mit Master 
Cordrur Entgeltsenkung (vgl Kommission 1.4.2009, IP/09/5151. 
199) Brugger, ~raucht~O&rreich eine Verordnung noch 5 3 
KartG - OZK 2009, 3. 
2001 Val etwa OGH als KOG 27.2.2006. 16 Ok 49/05 - ERSTE . ~ 

~ a n k - i e r s u s  OGH ols KOG 14.2.2005,'16 Ok 1/05 - ~enz& 
201) Vgl die krit Anm von Schoisswohl, OZK 2009, 81/82 zu der 
von den Gerichten anders als von der BWB beurteilten Morkt- 
obgrenzung zuletzt in OGH als KOG 17.12.2007, 16 Ok 15/08 
- Moser Holding/Styria Medien AG betr Grotiswochenreitungen. 
202) Siehe bei FN 88. 



den - nach der Biiiidclilicoric erfolgten knrtclircchilicheii 

13curteilung von Radiuslilauscln iiu I i i ~ ~ k r i i ~ f i ~ c ~ i l ~ ~ i ~ i ~  1:itiv- 

i )mkX"')  Selbst fiir gcriclitlicli hcstcllic Sacli~ci-ständige ist ciic 

Mal-l~tal>grcnzuiig Iiso-cileii zu sclin.cs, wie ein anderer Rad- 

usl<lauscKall I . JXO- .~~O/ I /~~~< I .cmding gcgcn l:Nikiii!fi~~ii/r/iii/ 
WSJY (.>!J I'aschiiig @cide bei I.iiiz) zcigt.""'J Ancli die 

hla~l~tal~grciiiui~g~eni~~l~ciii~~~~g~n der I<«inmissi«~i sind 

iibrigcris nicht i inii icr kon~isicnt.~" ')  

Solclic I~chlhciwtcilungcii cirics inormuiitci-n.r>r~cncn IJiitcrncii- 

mcns « ~ k s  einer ~ ~ o ~ ~ m ~ ~ n t c t . i i . o ~ f c ~ i c ~ ~  licliiir<lc sind ja Inur I:cl~lL 

hcurtciiungcn „aus der Sicht dcc lemcri (I) Instanz"; Iiat das 

Untcrncliiiicn das - e x  nilh bcisaclitci - fachlich Ikompctcnt er- 

arlxitcii und bcurteilcn lassen, ivird iciR nicht cinnial der Ik l i r -  

lässigl<cits\~o~~v~~rf miiglicli scin. So cntscliic~l auch das 01.G 

\Ykn im 1hll Ki~~o/~~~rhf1~crlr<q8, dass ke in  Verschulden vorlicgi, 

wenn ein Iintcrnclitnen fachliche Beratung zu den (sciitiicrigcn 

und laut (;criclit aucli von der A\VB im lionlxetcii liall mehr- 
fach falsch heurtciitcn) liartcllrcclitliclicn Impliikationcii cingc- 

l7olt und soiiiii ilic gcl>»tciic ziimud>arc Sorgfalt ixaclitct hat."'Q 

e) Wiederholungstäterschaft 

liin ,,Rückfalls- oder Wie<lerlioliingstäter", noch dazu, 

wcnn es tim die scll~c Ar t  des \'cl-stoßes (zB I'rcisahspraciicii 

203) OGH ols KOG 25.3.2009, 16 Ok 1/09 - Das Designer 
Ovtlet Center (Betreiber: McArthurGlen) in Wals-Siezenheim 
bei Solzburg (ouf dem Gelande des ehemaligen Einkoufszen- 
trvmr Airportcenter) unterlag mit der BWB bei der Bekämpfung 
der Rodiusklauseln des Einkaufszentrums Evropork (eine EV sei 
an sich zulössiq, in diesem Foll aber lieqe monsels erheblicher 
AOICIIOI~L~~W rkmg r c  nc mz,lo,sigc Vereiob<v.iig vor D c 
crrl nsturizlic~ic E OLG W cn a s KG 2310 2008 2 5  Kt 35 
36108-6 findet sich in OZK 2009, 68 (Pirko). 
204) OGH o15 KOG 25.3.2009 16 Ok 14/08 (m Anm Pirko in 
OZK 2009, 119 [122]): Der zunächst noch UWG erfolglos (vgl 
3.5.2000,4 Ob 11 2100~) und nun nach KartG geführte Rechts- 
streit der Antragsteller Einkoufslentrum UNO Shopping in Le- 
onding, assistiert von der BWB, betr Rodivsklouseln im ongeb- 
lich morktbeherrschenden Einkaufszentrum PLUS City in Pa- 
sching ist noch nicht beendet, weil der OGH als KOG die Fro- 
gestellung des SV betr Morktabgrenzung für verfehlt hielt. Die 
erstinstonzliche E OLG Wien ols KG 30.7.2008, 25 Kt 34107-49 
findet sich in OZK 2008, 188. 
205) Vgl beispielsweise Kommission 8.12.2004, COMPlM.3572 
- Cemew'Reiidvmix -, in der die vorangegangenen durchaus .. . 
divergenten und widersprüchlichen Marktabgrenrungsonnoh- 
men der Kommission (sachliche Morktabgrenrung bei Sand und 
Kies, vgl Rn 18; geografische Marktobgrenrung bei Tronsportbe- 
ton, Rn 22-24, sowie Sand und Kies, Rn 27) referiert werden und 
sich die Kommission weiterhin nicht zu einer Klarstellung der bis- 
lang inkonsistenten Morktabgrenrungsproxis durchringt. 
206) OLG Wien als KG 24.1 1.2008,26 Kt 10108 u 26 Kt 11108 
(rk) - Kinopachtverträge/BetriebsüberIo~s~ng als Zusammen- 
schluss - OZK 2009. 112. 

\Y!icdcrliolu~igsrätcrschaFt Ikatin tuli erst angenommen wer- 

den, wenn ein I<artcllant nach I<echiskrdt der <;cldhußen- 

vcrhängung ein ricucs karielircchtswiiirigcs \'crliiiltcn setzt, 

n,cil I i s  ilaliin die I l i i schu l r i s~~cr~ i iu tu~~g  gilt (dic I<oiiinission 

\umcr tc i  l~cl-eits ein ncucriiclics \'erhalten nach Iirlnss cincs 

\'crI>orscntschei~l~irig, und zwar idR beim crstcn \Xtic<lct-lro- 

Iungsfall m i t  5 0 ' Y o  Aufschlxg2") und aucli nach dciii l iuGlH 

liegt cinc \Yiicclcsholung vor, ucnn neuci-liclics \ieicrlialtcn 

~nacli cincl- I>cliiji-dliclicn Iintcrsagung gcsctxt 

ICciiic \Y'ic<lci-holiitigstaicn liegen ror, urcnti nach ciiicni cr- 

stcn I<artcll.i:crfaIircn iii citicni zweiten \icrfahrcn ciri \T>S 

dcni crstcn Vcrfal~rcn gclegcrics \'crlialtcri zu I~curtcilcri ist 

(Iicispiei: %umidcrhaii<iIutigcii, die gleichzeitig erfolgten, o.ic 

cio-a I<artclle in bcnachhartcn hlärktcn in1 gleichen Lei- 

trauin).'"' Ilicsfalls wäre sogar i n  der zwciicn <;cldhuBcn- 

cntschcidung auf die erste insoacii Iicdacht zu nclimen, als 

die Suintiic hciclci. <;cldhußcn nicl i i  l i6hcr scin darf, als sie 

207) OGH (FN 14) mit Hinweis auf ein früheres einschlägiges 
und gerichtlich obgestelltes Verholten, nämlich im Foll OGH ols 
KOG 17.1 1.2003, 16 Ok 11103 - Telekom Austria Schnurlos- 
telefon Corrier Pre-Selection. Im Gemeinschaftsrecht muss - 
mangels ourdr Verschuldenskriteriums - die Wiederholungstä- 
terschoft unter den Begriff der ,,Schwere" subsumiert werden, 
vgl EuGH 7.1.2004, C-204100 P uo - Aolborg Portlond - Rn 91 
208) Das EuG 12.12.2007, T-101105, T 111105 - BASF, UCB 
Vitominprodukte Cholinchlorid [Vitamin B 4) -bestätigte die Kom- 
missionsentscheidung, wonoch BASF 50% Straferhöhung wegen 
Wiederholungstäterschaft zahlen muss (UCB hingegen erhielt für 
die Zusammenarbeit 90 % Reduktion durch die E der EuG). 
209) Kommission 12.1 1.2008, IPl0811685 - Autogloshersteller 
Asohi, Pilkington, Saint-Gobain undSoliver- Erhöhung um 60% 
bei Soint-Goboin wegen zweier vorangegangenen Fälle Flach- 
glas Benelux (1 988) und Flachglas Italien (1984). Ebenfalls 60% 
bei zwei Vortaten von ENI im Fall Kommission 5.12.2007 - 
Chloropren-Kautschuk (Bayer, Denko, DuPont, Dow, ENI und 
Tosoh). 90% Aufschlag bei drei Vorfoten von Arkema France im 
Foll Kommission 11.6.2008 - Notriumchlorot. 
210) Kommission, FN 47: Erhöhung um 100% bei Akzo Nobel 
(nur theoretisch, denn Akzo Nobel blieb als erster Kronzeuge 
letztlich straffrei), Erhöhung um 50% bei Degusso. 
21 1) Dom ovsf Kienopfel, Wiederholvngstoten im Kartellrecht, 
OZK 2009, 8. 
212) Vgl EuG 6.5.2009 T-122104 - Outokiimpu Oyj und Luvo- 
to Oy Rr 59ff. 
213) So ouch Kommission, Pressemitteilung vom 23. Januar 
2008, lPl08178 zum Synthetikkoutschukkartell; Kienopfel, Wie- 
derholungstaten im Kartellrecht, OZK 2009, 8 (1 1). 
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l>ci gciiicitisairier l~ i i tsc l ic ic l~ i i ig  ühcr Ihcidc %ii~\; i i iesl ian<i l~~~i- 

gcti gc\vescn .iväi-c. ( l i i n  älinliclics <;crcclitigl<ciisgciia~ihc f i i i- 

dc t  sich i n  $ 40 StGB). 

1:saglicli ist cIal>ci ül>rigeiis, r h  und wclchc 'liigungsfrisicn 

(analog?) a n z ~ ~ w c n d c n  sind2'"] 

1:sciIicli blcil>t sogar ein \Yicdcrlioliiiigstätcr datiti straifici, 

n m i n  er crstci Iis»tizcugc ist, weil \\"icdcrl~oIiingstärcrscl~aft 

lieiii i\ussciiiussgrund vom Krr>~izcugciiiir~>gsa~n~ii des B \W 
ist; äli i i l icl i auch i m  <;cn~cinscl~afts~ecl~t.~'~) 

Milder bcul-icilr Ikaiiii auch ein Llntcl-nehmen n-enieii, das 

crstrnals ~nii dem I<artcllrccht (oclci- cii icr Iroiikrctcn Bcgc- 

Iiungsfol-in"'") i n  l i m f l i l i t  gerät. 

Sciimcs u.icgt hingegen, n-eriii die %u\i-idci-haiidlung (\X-ie iin 

1:alI Triq/iiy/'Iiim/ mch ggcc~itcil igcr <;criciitscintsclicici~~~ig 

oder gclilärtcr Rcclitshge) \i;icdcrliolt odcc fiirtgcserzt wirri."') 

9. Die Leistungsfähigkeit 

I h s  I i r i tc r iu i i i  der wii-tschaitlichcir Jris//i~~~%i~kri~'~! des 

Un~csncl imcns drückt sich nur i\v i n  der Il ikl-istgrcnzc 

(liappungsgsciize m i t  1% Ihm: 10Yo des Jalircsunisatzcs) aus. 

1)cslialh ist es i i ichr rcduiiriant, smidcrn sehr siiinvoll, dass iii 
$ 30 ICast<; gcsoiidcrt das l is i tcr ium cicr \vit-tscliaftlicheri 

1.cistuiigsfäliigiicit als XIaßstal, für die <;cIi1l~i1ßciiberiicssii1ig 
i iormiert  wird. 

I l a l i c r  ist die - allenfalls bcgl-eiiztc - 1.cistuiigsfiiliigkcit ria- 

rüt-licli iiuch dann ansd~~i ickl ic l i  zu Ixl-üclrsiclitigcii, wenn ciic 

I liichstgi-ciizc esst fiar  nicht auszuschiipfcn ist. 

Somit entspricht i i icl it je& <;el<llmßc, sofern sie nur uincl- 

der gcscrzliclieii I<np~,~ingsgi-enzc liegt, autoinatiscli cici 

xil-tschaitlichcn 1,eistuiigsraliigI~eit; Ictzicsc ist viclniclil- iiacli 

ilcs aiisdl- /\n<ii i lnuiig des $ 30 I \artG ein gesondert zii prii- 
feiidcs Kr i te r ium.  1)ic Iiappiingsgrcnzc, die vom \velr~vcitcn 

IG~nzcrnuinsaiz aosgclit, imag zxar die Untcrnchmciisgriißc 

iiiiii ;\larktniacht (r) 4 Ai>s 2 Km<;) indizicsen; doch isi übct- 

die I .cisimigsfähigkcii dainii noch ~ i i c i i i  cndgiiltig ctivas aus- 

gesagt. I n  der bislicsigcii Jud dcs OGI-1 als K O G  I h m  das - 

n7hl niangcis Iionkrctcii ,\ii\i-ciiiiuiigsl>c~Iarfs i n  rlcn i\nlass- 

fi l lci i - iiil: riiclit ausrcicliciid lilar m m  ~ \ ~ ~ s d r u c I ~ . ~ ' ~ J  

kann auch die »ilznzsuiniiic zur I lc i~stci iung Iicrangczogcn 

\vcrdcii. I!,nt subsidiär lkiinnic auch der Vnisarz"'~ i n  Beil-acht 

komncn.  l i i i i c  Rhdichc Beurtcilungsfiagc csgibt sich bei 9 4 

,\lis 4 \%\'<;. ( I M n o t e  2213: Dazu % i r w / T h ~ ,  %ur T iger-  

satz-Reincssui-ig in, \h\G, (>J% 2009, 708.) 

I l äu f ig  (so aiicii vom O<;l~I in? l a l l  I~~~/ i~s / r i rcb~~l i i k~ / i~ i ik i i i ' -  

tdl"") wird -als 1ii1: urizulässigc Vcrcirifachung- ül icr l ia i ip i  

inur auf den U m s a t z  (I<o~izcl-numsarz) als I i id ikatm Tür die 

<;riißc oder I:iiianzl<l-afi ciiics Untcriicl inicns gcs~haut . "~ '~  

Dies ist t n l i  abcs k e i n  zut rc f fcndes Kr i te r ium,  mil <lcr 

214) Dos Gemeinschoftsrecht anerkennt hier keine Tilgungs- 
oder Veriährungsargumente, vgl EuGH 82,2007, C-3/06 P - 
Groope Donone - Rn 36-41. Zur Verjährung ollgemein beoch- 
te ober Art 25 V 0  112003. 
215) BASFblieb straffrei im Fall synthetisches Chloropren-Kaut- 
schuk und im Fall Emulsionsstyrol-Kautschuk [höchste Geldbu- 
ßen gegen ENI und Shell). 
216) EuG 8.7.2008, T-53/03 - BPB/Commission - Rn 390: 
" ... the foct thot fhe same undertaking hod already been the 
subject of a finding of infringement and thot, despite thot fin- 
ding ond the penalty imposed, it hod continved to participote in 
o similor infringement of the same Treaty provision, were proof 
of repeated infringement." 
2 17) OLG Wien (FN 189). 
218) Die Kommission will - freilich oufgrund onderer Rechtslage 
im Gemeinschoitsrecht - ein solches Kriterium nur ,,unter außer- 
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gewöhnlichen Umständen'' anwenden, s Leitlinien [s FN 26) 
Rn 35. 
219) So heißt es - die Kriterien vermischend und somit verken- 
nend - in OGH als KOG [im Avfiugskortellvgl FN 4) Seite 37, 
die Koppungrgrenze ,,stellt den zeitlichen Zusammenhang zwi- 
schen Verstoß und Leistungsfähigkeit sicher." Ohne Berücksich- 
tigung des weltweiten Gesamtumsatzes [so S 40141) ,,würde die 
wirtschoitliche Leistungsfähigkeit des Unternehmens nicht ous- 
reichend berücksichtigt werden", denn es komme dabei auf die 
,,Finonrkrait des Konzerns" an (ebenso S 46). 
220) EuGH 22.5.2008, C-266106P - Evonik Degussa -Rn 11 9. 
221) OGH als KOG 16 Ok 3/06 - BWWMultiplex/Constontin 
Filmvedeih. 
222) OGH als KOG siehe FN 5. 
223) Vgl DanneckedBiermonn in Imniengo/Mestmöcker, EG- 
Kartellrecht V 0  112003 Art 23 Rn 103. 



iiigcn Ilcispiclc zeige11 sclion, dass i n  der J u d  kcinc ciixlcuti- 

gc i i i x rc la t i rm z\i:ischcri I.cist~ingsiäliiglicit des Ilntcl-ncli- 

iiicns (<;csarntwnsatz, Gewinn) iiiid iatsächliclici- <;cl<ihii- 

i icnhi ihc nach\~o!lzicli lm xii f indcn ist; dies liegt ganz offei i -  

sichil ic!~ dal-aii, dass bei dci- S!rafl icmcciing ja aucli die aii- 

dci-cri I<1-itcl-ieii zii hcriicl<siclirigcn sind. 

I:,iiicrsciis x i r d  dui-cli i i i c  Bcrücl~siciitigrii?g dci- I.eistungsf;i- 

I i igkcii die Sp(i1-bal-l<cii cicr Sanktion fi ir grr>Bc, icist~ingsstar- 

lie Untcrncl i incn u~ircl-stt-ichcii und andcrci-scits sollcn Iklci- 

iie, lcisiwigssch\i.aclic I lntcuichrr ic i i  duscli die <;cidI>uBc 

ciiclit i n  den Ruin gebraclit wci-clcn,"" was ja zu i iocl i  gt-iißc- 

scii \\;f iilico~erl>s~crxcrri~t~gcii fülii-cii Ikaiin als der zu bcstra- 

Tcndc in  der \'crgangcnhcit licgcridc Kai-tcllrci-stoll. %B 
I<iinntc cin Ixi-cits tinaiizscli\vaclics Untcrnchmci i  angcsichis 

cicics <Irolicndcn oder ciiigclcitctcii \Yi~ti>c\~~eiI~si-ci-fai1rctis 

(bilanxielle I<ückstclliing für <;cl<li>iilie i n  I\lilli<iiiciili(ilic!) 

\vcgcn i k r s c l i i i i i i ~ i i i g  (5 67 I\IX I I<(>) i n  Iionliui-s gelicn. 

i\ i icl i cinc Xunii l i i i ie der ,\rl>cirslosigkcit odcr cinc Bcciri- 

tl-äclitiguiig dcr i icn i  bctrcTfcn<lc~i Ut i ic r i ic l in ie~ i  vor- und  

nacligciagci-tcn \Y'irtscl~afisscl~torc~i ist zu I>cac l i t c~ i . "~  Bei 

ci i ic in I lntcrncl i incr i  an1 I<ancic der %alilii~igsu~ifiiiigIicit 

kann ciri I>cso~&i-er A l~sc l i lng von dci. sons! 212 i.ciii;ingcii- 

den (;cldbußc gcl-cclitkt-iigt 

Dass aucli eine kii i isclic u~irisclinftl icl ic Situation i n  cincni 

\Y~'irtscliaftsscl<tol eine Rcdi ik i i im der <;cl<lhußc rcchtfcl-11- 

gcn Imin, \i.iii-clc scI1o11 ~IICI? I ~ c i n i  \'crsdiuldcn ct-\~:ähnt.'~~'~ 

iiii <;ei i ic inscl i~Tts~cci~t wur& v o n  ilci- I i o~ i i n i i ss ion  s o g x  

m i t  13% (!) <;ciribiißciicl-inäßigiicig Ixrücksiclit igt, dass gc- 

224) Die AIG hatte 2007 einen Umsatz von USD 110 Mrd und 
hätte ohne stoatl Hilfe (2009) nicht überleben können. Man 
denke - nur in Österreich - an die knapp abgewendete Insol- 
venz der Constontia Privatbank AG (Umsatz über EUR 274 Mio), 
den Konkurs bzw Ausgleich Moculan (Umsatz über EUR 1 Mrd, 
dennoch Insolvenz) oder die Pleite (formellen Konkurs gab es jo 
nicht) des Konsum (der hohe Umsotz war für die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit irrelevant bei laufenden Verlusten, die sich 
auf EUR 1,8 Mrd aufsummiert hatten). 
225) Im Fomilienrecht oder Fürsorgerecht ZB ist klar, dass die 
wirtschafiliche Leistungsfähigkeit einer Person sich nicht om 
Bruttoeinkommen (als Analogon zum ,,Umsatz'' oder ,,EBIi" oder 
,,EGT"), auch nicht am Nettoeinkommen bemisst, sondern erst 
nach Berücksichtigung von Aufwendungen wie Sorgepflichten 
(was unterm Strich noch Abzug von Aufwendungen und Steuern 
verbleibt, also ein Analogon rum ,,Bilanrgewinn") beurteilt wei- 
den kann. Dos BVergG 2006 verlangt beispielsweise einen 
Nachweis für die finonriell-wirtschaftliche Leistungsfähigkeit; 
dafür dorf eine Bonitätsauskunft einer Wirtschoftsauskunftei (zB 
KSV) oder einer Bank verwendet werden und solche Bonitäts- 
auskünfte knüpfen bekonntlich typischerweise nicht primär an 
den Umsatz, sondern vielmehr an den Gewinn an. 
226) Bonitätsprüfungen fußen auf Unternehmensbewertungen, 
diese fußen (nach alten Methoden auf dem Subrtonzwert oder 
nach neueren Methoden lege ortis) auf dem Ertragswert, also 

den kapitolisierten Johresgewinnen (vgl W Dorolt, Steuerrecht 
2008? [2008] Rn 6331634); auch Kranebitfer [Hrsg], Unterneh- 
mensbewertung für Proktiker, 67 stellt auf die Ertragssituation 
ob. Vgl auch Brugger, Übersicht über die Unternehmensbewer- 
tungsmethoden, ecolex-Skript 1998, 4. 
227) OGH als KOG lndustriechemikolienfoll (FN 5). 
228) OGH als KOG (FN 165) Pkt 11.6.1-6.2. 
2291 OGH 266.2006, 16 Ok 3/06 - BWB/Multiolex/Consto~tin 
Filmverleih. 
2301 EuG IFN 2081 -Rn 49. 
231) Vgl Geldbußenreduktion gegen das (nicht mit der Kom- 
mission kooperierende) Unternehmen Conrodty wegen dessen 
geringer Unternehmensgröße in EuG 8.10.2008, T-68/04, 
69/04 und 73/04 - Kohlenstoff- und  Grophitprodukte (corbon 
ondgraphite) - jeweils Rn 12. 
2321 Der EuGH 29.6.2006, C-308104 P - SGL Corbon uo - 
Rn 1'06 spricht ousdrvon ,,Zunahme der Arbeitslosigkeit oder ei- 
ner Beeinträchtigung der dem betreffenden Unternehmen vor- - - 

und nachgelagerten Wirtschofissektoren." 
233) Kommission 11.3.2008 (Pressemitteilung IP/08/415) -Bel- 
gische Umrugsdiemte - gewährte 70% Nachlass für lnterdeon. 
Das war übrigens - wie der Aufrugsfall e i n e r  der wenigen Fäl- 
le, in denen die Kommission ein Kortell ohne Hilfe eines Kron- 
zeugen aufdeckte. 
234) Vgl bei FN 186. 
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geil .S<IJ., Cirl,oii AC rnchrerc pai-allclc I<artcllsti-afvc<fah- 

ren licfcn (und dariri bereits !iohc Geldbußen vci l ib igt  

wol-den \vai-eil und die Fiiiarizlagc des Gniernchmcris auch 

ileshalb angespannt wa~.)."") Ih I<oininission ist zri ci- 

ner solclicn Bei-Ücksichtig~ii?g aber ciicht gcncicll bei jcil- 

weder wirtsclizftlichcii Schwicrigkcit vcrpfliclitct,"'" weil 

der 1M;IH ciiie <;cwä!irung uiigercchtfcrtigtcr \X!eul>c- 

wcrhsuoi.tcilc zugunstcn von Untcriichmeii hcfiircliicr, die 

an die hiarl i tgegcl~cnl ici tc~i an, schlcchtcstcn angepasst 

siiid."') 

Insoweit weicht § 30 Man<;, der die lieriid<sicirtigurig der 

wirtschaftliclicn I.cistungsfihigLcit zivi~igcnd iwrsiclit, voi i i  

<;ctiieinscliaftsrccht ali. 

10. Mitwirkung, Einsichtigkeit 

l i c i  I<ai-tcili~crstößcn ist nach 5 30 I<at-t<; als Xumcssiings- 

Ikritcriuni die Mitwirkung an der Auik lä r i ing  (Naclitan-er- 

halten, <;estandnis) zu l~crücl~siclit igcii. I i c i  hlarlmnacht- 

missbratich (ist üI>rigeiis nicht nur kciiic I<roiizcrigcnrcgc- 

lung vorgcschen, sondern) sciiciiii - crsta~i~iiichcr~vcisc - 

laut Gcscrzcstcxt dic Mihviri iung an  <lcs i\ufl~läsiing nicht als 

235) Kommission 3.12.2003, 2004/420/EG C.38.359 - SGL 
Carbon, Schunk, Le Carbone Lorraine (Kronzeuge Morgon Crv- 
Oble] wegen Kohlenstoff- und Grophitprodukten - Rn 360. 
236) EuG 6.5.2009, R-127/04 - KME Germony/Kommission - 
Rz 122: ,,... die Kommission nicht verpflichtet ist, die schlechte 
Finanzlage der betroffenen Branche als mildernden Umstand zu 
berücksichtigen. Die Kommission muss nicht deshalb, weil sie in 
früheren Rechtssachen die wirtschaftliche Situation der Branche 
als mildernden Umstand berücksichtigt hat, diese Praxis unbe- 
dingt fortsetzen. Kartelle entstehen nämlich im Allgemeinen ge- 
rode dann, wenn eine Bronche in Schwierigkeiten ist. 
237) Vgl "erb Rs 96/82 bis 102/82, 104/82, 105/82, 108/82 
und 110/82 - IAZ International Belgium u a/Kommission, 
Slg 1983, 3369, Rz 54 und 55, und "erb Rs C- l  89/02 P, 
C-202/02 P, C-205/02 P bis C-208/02 P und C-213/02 P 
Dansk Rorindustri u o/Kornrnission, Slg 2005, 1-5425, Rz 327; 
C-308104 P SGL Carbon AG/Kommission, Slg 2006, 1-5977, Rz 
105. 
238) Vgl OLG Wien als KG 13.2.2006, 25 Kt 30/05 - 5 Grazer 
Fahrschvlko>tell- unter Hinweis auch auf 9 4090 Abs 1 StPO. 
Am Kartell beteiligt waren Powerdrive Andritz, Powerdrive 
Strassgang, Fahrschule Koiner, Advantage und Clever, vgl OLG 
Wien als KG 28.10.2005. 
239) Zu diesem Aspekt vgl Öhlberger, Ein verlockendes Ange- 
bot?, ÖBI 2006, 100. 
240) Thyri, Kortellrechtsvollzug in Österreich, Rn 560 aE. 

hlildci-ungsgruiid auf. A l l <  n-äi-c w i l d  cinc analoge i\nwen- 

dung beim hlarl<tmac!rtmissl~rii~icI~ aiigclirachi. 

D ie  I < ro i i z c i i g~n rcgc lq  ($ 1 i i\lis 3 \VcitbG) dicrit als ;I/.. 

i~ir/(@tii~ei Iirilr!i/i/c~i/."'" I l i c  i n  $ 30 I<art<; genannte h i i t v i r -  

kung an der ,\un<iäi-ung hingcgcii riicnt der I~e@iaii.nfi- 

~icii:: I.ctzter.c ist 011 hlildcrungsgruncl iind zwar unabhin- 

gi:,;"'" \mi der I<r<inzcugcilt-cgcli~~ig, und  nvat- itisowcii,""') 

als riiclit ohticilics ciic B\YB a~ifgrund dci- I<roiizciigcni-cgc- 

iung i.011 cincin <;cldl>iißc~iantr;ig absiciit oder dicscn aiisrci- 

c l~cnd bctraglich niin<lcst ($ 11 i\hs 3 vrxlciztcr Saiz \Yctii><;, 

vgl $ 36 ,\bs 2 lcizicr Saiz I(ait<;). 

Das Gericht cntschci<Ict hier nach cigcncm I<1-incsscn unab- 

hängig von den Aliscldägcn laut l'unkt 3 oder 5 des 13\YR- 

I<ronxciigcn-I lanilbuciis ($ I1 Abs 4 \Ycttb<;), n.cil ja der 

li\Yli-i\nti-ag nur die Ohcrgrciwc für dic gcrichtliciic %W 

incssiing bildet ($ 36 i\bs 2 Satz 2 Kai-t<;). 

241) Reidlinger/Hartung, Das neue österreichische Kortellrecht, 
210 vertreten zu Recht, dass das KG diesen Milderungsgrund 
auch dann anwenden kann, wenn die BWB infolge Kronreu- 
genregelung bereits eine geminderte Geldbuße beantragt hat. 
Ebenso HoffedBorbist, Das neue Kortellrecht (20051, 56 und 
Hoffer, Kartellgesetz [2007], 251. 
242) Dozu meint der EuGH 10.5.2007 C-328/05P - SGL Cor- 
bon/Comrnission - Rn 88: "The Commirsion enjoys o wide dis- 
cretion in assessing the quality ond usefulness of the coopero- 
tion provided by an undertaking, in particular by reference to 
the contributions mode by other undertakings." 
243) Nur 20 % Reduktion bei halbherziger Kooperation ge- 
währte die Kommission (20.12.2006, COMP/F/39.234), bestä- 
tigt vom EuG 1.7.2009, T 24/07 - ThyssessenKrupp/Kommission - 
Rz 313/314. Die Kommission gewährte etwa auch in der E 
265,2004, COMPIC-W37.980 Souns - Topps Pokdmon-Auf- 
kleber - Rn 189 für die umfassende Kooperation bei der Auf- 
klärung des Folles nur 20 % Reduktion vom Grundbetrag. 
244) 35% Reduktion für die Kooperation als ,,zweiter Kron- 
zeuge" mit Mehrwertinformotionen im Fall Kommission FN 47, 
Rr 346. 
245) Erst kürzlich gewöhrte das EuG 40 % (statt nur 30 %) Strof- 
reduktion für ein mit der Behörde kooperierendes Unternehmen 
(EuG 8,72008, T-53/03 - BPB). 
246) EuG 30.42009. T-12/03 - ltochu und T-13/03 - Ninten- 
do und T-1 8/03 - CD Contoct Data. 



i\,i;itigelndc h l i tv i rku i ig  liiiigcgcii ist lkcin Iiwch\\:ci-iiiigs- 

gruiid, sondern iin Vcrii:altuiigs-~'~ und <;crichtsvcsfalircir 

die I:»lgc der vcrfahrcnsrccl~tlicl~e~i ßcweislastverteitung 

zu Instc i i  dci. iiintspai-tcicri B\Vl i  und Rl<ari,i. D ie  Rcwcis-. 

last hcsulx auf dcni allgcincincii Gsunrisatz, dass jcdci. scinc 

cigcncn iliin rlicniichcti lichaupiungcn zu bc\i.ciscn hat und 

- Ihici. roi. allein - auf des Uirscliiiids\~cl-inuti~~ig des i \ r t  6 
i\bs 2 Il;\lllI<.2i" (Allcrriings rciclii idR ein liidizicnhcivcis, 

U-eil Kal.tcllc imcist gelieini und ohne ausgicbigc Dokuincii- 

iaiion pralitizicsi ~ : e r d c n . ~ ~ ~ ) )  

247) OLG Wien als KG 3.6.2004, 26 Kt 37, 76, 103, 104, 
105/04-21 - bestätigt von OGH 01s KOG 20.12.2004, 16 Ok 
21/04 - Fachverband Werbung der WKO (PR-Berotq. Die 
Kommission (26.5.2004, COMP/C-W7.980 Souns- Topps Po- 
kemon-Aufkleber - Rn 128) gewährte dafür weitere 20% Re- 
duktion vom Grundbetrag. 
248) Über Druck von BKAnw und BWB (Brief 31.7.2006) wider- 
rief die Kammer der Architekten die Honororordnung Architek- 
ten (HOAI ver 31.12.2006; ein Geldbußenantrog unterblieb, 
obv.on o e Krtei c i  e ricr i<artells b r . i  einer Resch urrer e ner 
~ m e ~ d i m c n r v c r c  i gLng Sd Ar! 81 t G  ed-llf warcn Ahn icn . - 

bei den Honororleitlinien der Ziviltechniker Ähnlich auch im 
Fall der Möbeltransportentgelte 2002 des Fochverbondes Spe- 
dition & Logistik. 
249) Das EuG entschied, doss die Beendigung einer vorsötrlich 
begangenen Zuwiderhandlung nicht als mildernder Umstand 
gewertet werden kann, wenn sie auf dos Eingreifen der Kom- 
mission zurückzuführen ist; EuG 11. 3. 1999 - EnsidedKom- 
mission - T 157/94, Rn 498; EuG 6.5.2009, R-127/04 - KME 
Germony/Kommission - Rr 1 19. 
250) Noch stRsp, vgl EuG 8.7.2008.T-53/03 - BPB/Commission 
-Rn 423 ist die Kommission freilich nicht dazu verpflichtet: "The 
mere foct that in certoin coses the Commission took the imple- 
mentotion of a competition low compliance Programme into 
consideration os o mitigoting foctor does not meon that it is obli- 
ged to act in the some manner in any given case (Cose T-224100 
Archer Daniels Midlond ond Archer Daniels Midland Ingredients v 
Commission (20031 ECR 11-2597, poragroph 280)." Gegen eine 
solche Berücksichtigung Pampel, BB 2007, 1636 (1638ffJ. 
251) KG WuW/E OLG 4572; Loewenheim/Meesen/Riesen- 
kampff, Kortellrecht Band 2 (GWB), Rn 66 zu 5 81 
252) Deshalb ist die BWB wohl beraten, den Parteien schon im 
Vernltungsvedohren rechtliches Gehör zu gewähren, vgl Brug- 
ger, Kein rechtliches Gehör vor einem Geldbußenantrag der BWB 
-. ecolen 2008. 648. 
253) OGH Europay Bonkomafvertrag (FN 1 1); EuGH 8.7.1 999, 
C-235/92 P - Montecotini - Rn 175f; EuGH 8.7.1 999, C-1 99/ 
92 P - Hüb - Rn 149f. Jüngst auch Tuurer, Die Last mit der Be- 
weislast im Kartellrecht, OZK 2008, 105. 

254) EuG 8.7.2008, T-53/03 - BPB- Rn 63; EuGH C-204/00 P 
u o - Aalborg Portlond Rn 36, 55-57. 
255) ZE Stroferhöhung 30% für Henss/lsoplvs bei Kommission 
COMP 35691, IV/35.691/E-4 - Preinsvloted pipe cortel (Fern- 
wäremtechnikkortell) - Rn 179; Stroferhöhung 10% für Minoon 
Lines bei Kommission 9.12.1998, COMP 34466; IV/34.466 - 
Greek ferries - Rn 161; Straferhöhung wegen Nichtkoopera- 
tion 10% und weitere 10% wegen Fortsetzung nach Erholt des 
Auskunfisersuchens gegen John Menzies in Kommission 
30.10.2002, COMP/35.587, PO Video Gornes, COMP135.706 
PO Nintendo Distribution, COMP/36.321 419 - Rn 412-420. 
Deutliche Erhöhung gegen Advanced Fluid Connections (statt 
einer Kronzeugenermäßigung) in Kommission 20.9.2006, 
COMPIFl38.121 - Fittings [straffrei blieb Kronzeuge Muel- 
led. 
256) Vgl zB 25% Erhöhung gegen SGL Corbon wegen Wor- 
nvng vor Nachprüfungen der Kommission 18.7.2001 COMPI 
E-1/36.490 - Graphite electrodes - Rn 164 in der Fossung des 
EuG T-236101, T-239101, T-244/01 bis T-246/01, T-251/01 u 
T-252/01 - Tokoi Corbon ond others [ZOO41 - Rn 310; EuGH 
29.6.2006, C-308/04 P - SGL Corbon vo - Rn 64ff. 
257) Vql zB 30% Erhöhunq gegen Sony wegen Dokumenten- .. . 
lern clit.iig vdirend cincr Ha~rdu rcns~c l i ~ng  .W A ~ 5 k ~ n f t c -  
teme qerJnq n i<omniirr on 20 1 1  2007, COMP 38 437 So- 
ny, F&, ~ i f & h i ~ o n e l l  Professional Videotopes Video-Magnet- 
bänder für den Fochbedorf, Rn 227 [Zusommenfossung Rn 18). 
10% Erhöhung gegen Bischof + Klein wegen Dokumentenver- 
nichtung in Kommission 30.1 1.2005, COMP138.354 - Indvstri- 
01 Bogs - Rn 795. 
258) Vgl das Fehlen jeglicher offiziellen Sitzungsniederschrif- 
ten oder Dokumente als Versuch, dos wahre Ausmaß der Ab- 
sprachen zu verschleiern, Vorkehrungen gegen das Anfertigen 
von Notizen: Maßnahmen mit dem Ziel, die Zeitpunkte und 
die zeitliche' Reihenfolge der ~reiserhöhun~sankundi~un~en 
so zu inszenieren, dosr die Unternehmen behaupten können, 
einem Preisführer zu folgen usw im Fall EuG 14.51998. 
T-347/94 - Mayr-Melnhof Kortongesellschaft/Kommission - 
Rn 257. 
259) Vgl FN 5, Pkt 11.5. 



l i inc solclic Strafcrlr<jliuiig steht aller durchaus i m  Spa~i- 

nungsvcrlialtiiis zur an  sich gcsoiideri vorgcscheiicii Bc- 

sirafung vieler solcher \Vidci.sta~idsakic i n  $ 29 % 2 I<artG, 

\vo aber dafür ciiic I l<jchstgrcnzc von (mir) 1% des Jali- 

scsuiiisatzcs aorgcschcn ist, die ii iclit (iibcr den l lmwcg  

cincs ,,lirsciiwcri~~igsgr~inclcs") übci.schi-iticii wcl-den dürf- 
t c , W  

11. Sonstige Kriterien 

Hci Bcmcssuiig dci. <;cidbußc sind alle Straficnicssiiiigsl<i-i 

tcricn ui id 1:aIm)i.cn lieraiiziiziclie~i."?) 

gewälirie zB i n  ähiiiichen Moiisicllaiioi7ci1cn ciiic Strafi-cdiik- 

~ i c m ~ ' ~ J  

260) Vgl zB 10 %Erhöhung gegen KWSwegen Widerstands ge- 
gen eine Hausdurchsuchung, Kommission 13.9.2006, COMP 
38.456, COMP/F/38.456 - Netherlonds Bitumen - Rn 19. 
261) Darovf verweist zu Recht Kienapfel, Evropean Commis- 
sion: Fine for Breoking o Seal, OZK 2008, 114 [ l  17 liSp] unter 
Verweis auf Art 23 Abs 1 V 0  1/2003. 
262) OGH als KOG 16 Ok 3/06 - BWB/Multiplex/Constontin 
Filmverleih. Die Kommission (Leitlinien, s FN 26, Rn 27 ff) hin- 
gegen wendet eine Gesamtperspektive (Milderungs- und Er- 
rchwerungsgründe) erst noch Ermittlung eines vom kartellierten 
Umsatz abgeleiteten Grvndbetroges und eines Abschreckungs- 
zuschlages (en-tiy fee) on. 
263) S FN 207. Zur behördlichen Duldung ols Milderungsgrund 
E o OLG Frankfurt WuW/E OLG 4484, 4488. 
264) Siehe: http://www.bwb.gv.at/BWB/Aktuell/rinder.be~amung 
-22022008.htm. Weil die Wettbewerbsbehinderungen zum Teil 
auch auf EU-widrige Londestienuchtgesetre zurückzuführen sind 
(gegen die Verfrogsverletzungsverfohren anhängig sind), hat die 
BWB von einzelnen Korfellverfohren bisher Abstand genommen. 
265) Kommission 15.10.2008 Pressemitteilung lP/08/1509: 
,,Die Geldbußen von Dole und Weichert [DelMonte] wurden in 
Anbetracht der besonderen Umstände des Falles, einschließlich 
des damaligen ordnungrpolitischen Rahmens für den Bononen- 
morkt, um 60% herobgesetzt." Straffreier Kronzeuge wor übri- 
gens Chiqoita USA. 




